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Referentenentwurf

des Bundesministeriums fir Wirtschaft und Energie und des
Bundesministeriums des Innern, fir Bau und Heimat

Gesetz zur Anderung des E-Government-Gesetzes und zur Einfilhrung
des Gesetzes fiir die Nutzung von Daten des offentlichen Sektors

A. Problem und Ziel

Die Bundesregierung hat mit den Eckpunkien einer Datenstrategie vom
18. November 2019 beschlossen, den Bund als Vorreiter und Treiber einer verstarkten
Datenbereitstellung und Datennutzung zuetablieren. Dies flgt sichauchin den Kontext der
europaischen Datenpolitik: Mit der europaischen Datenstrategie vom 19. Februar 2020
(COM(2020) 66 final) formuliert die Europaische Kommission die Vision eines echten
Datenbinnenmarktes.

Die nationale und europaische Datenpolitik identifiziert 6ffentlich finanzierte Daten als
w esentlichen Beitrag fiir den Erfolg datenbasierter Schliisseltechnologien wie Kiinstlicher
Intelligenz in Europa. So sieht auch die Strategie Kinstliche Intelligenz der
Bundesregierung (,KI-Strategie der Bundesregierung“) von November 2018 vor, dass die
datenschutzkonforme Bereitstellung offener V erwaltungsdaten fiir die uneingeschrankte
Weiternutzung kiinftig ausgeweitet w erden soll (S. 32). Daten sind die mafgebliche
Ressource fur den Fortschritt der Digitalisierung. Der w eltweit grofite Binnenmarkt bietet
die Chance, unionsweit Daten des 6ffentlichen Sektors einheitlich bereitzustellen und
nutzbar zu machen. Die européischen Datenschatze sollen die Grundlage fir
Mehrw ertdienste bilden.

Schwierigkeiten ergeben sich bislang aus einer beschrankten Verfligbarkeit etwa aus
rechtlicher Unsicherheit oder wegen fehlender Anreize. Ebenso kdnnen sich
Einschrankungen der Nutzbarkeit aus rechtlichen oder praktischen Griinden (z.B.
entgegenstehende Rechte Dritter, unterschiedliche Formate, veraltete Daten) ergeben.

Fur die Wirtschaft, gerade fur kleinere und mittlere Unternehmen (KMU) und Start-ups,
bieten offene maschinenlesbare Daten, gerade in Echtzeit, groRRe Potenziale fiir innovative
Geschaftsmodelle. Gleichzeitig bew irken offene Daten, dass Verwaltungsprozesse
effektiver, transparenter und nachvollziehbarer werden. Offene Daten w irken sich positiv
auf die biirgerliche Teilhabe aus, beférdern das Vertrauenin staatliches Handeln und bilden

die Grundlage fir Wertschdpfung und Innovation. Ebenso profitierten Wissenschaft und .. ( Formatiert: Schriftfarbe: Text 1

Forschung von der verbesserten Bereitstellung und Nutzung von Daten des offentlichen
Sektors.

Dieses Gesetz dient der Weiterentw icklung der Politik offener Daten (Open Data). Damit
kommt die Bundesregierung der Vereinbarung aus dem Koalitionsvertrag der 19.
Legislaturperiode nach, die Verpflichtung zur Bereitstellung offener Daten auszuweiten.

B. Lésung

Um die Potenziale der Politik offener Daten voll auszuschopfen, soll die Verfugbarkeit von
Daten der Bundesvemwaltung weiter gesteigert werden. Des Weiteren soll die Nutzbarkeit
offener Daten verbessertwerden.

Durch das Gesetz wirdin Umsetzung der Datenstrategie der Bundesregierung ein erster
Regelungsrahmen geschaffen, der die Verbesserung der Datenbereitstellung sowie die
Steigerung von Standardisierung und Interoperabilitatadressiert. Zugleich dientdas Gesetz
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der Umsetzung der neugefassten Richtlinie (EU) 2019/1024 des Europaischen
Parlamentes und des Rates vom 20. Juni 2019 uber offene Daten und die
Weiterverwendung von Informationen des o6ffentlichen Sektors (Open-Data- und PSI-
Richtlinie), die die unionsw eite Nutzung offener Daten w eiter harmonisiert. Dazu w ird ein
Datennutzungsgesetz (DNG) eingefiihrt, das das Informationsweiterverwendungsgesetz
ablost. Dabei gelten bestehende Grundséatze der Nichtdiskriminierung und des Verbots von
Ausschliefllichkeitsvereinbarungen nunmehr auch fiir 6ffentliche Unternehmen bestimmter
Bereiche der Daseinsvorsorge. Die Nutzung dynamischer Daten sowie hochwertiger
Datensatze, die besonderes sozio-6konomisches Potenzial aufweisen, wird in Echtzeit
ermoglicht.

Der Gesetzesentwurf greift neben den FErkenntnissen des 1. Open-Data-
Fortschrittsberichtes der Bundesregierung und der ,Open Data Reifegradstudie 2019"
(englischsprachiges Original: ,Open Data Maturity Report 2019“) des Europdischen
Datenportals der Europaischen Kommission auch die Empfehlungen der
Datenethikkommission und die Kl-Strategie der Bundesregierung, sowie Empfehlungen
aus der Online-Konsultation zur Datenstrategie der Bundesregierung auf.

Die Verpflichtung zur Bereitstellung unbearbeiteter Rohdaten der unmittelbaren
Bundesverwaltung wird in §12ades E-Government-Gesetzes auf die gesamte
Bundesverwaltung ausgeweitet und einzelne Ausnahmeregelungen werden aufgehoben.
Damit werden erstmals unbearbeitete Forschungsdaten miterfasst, die erhebliche
Potenziale zur Verbesserung von Transparenz, Uberpriifbarkeit und Austausch in der
Forschung bergen.

Zur Verbesserung der Nutzbarkeit von Daten missen offene Daten kinftig in
maschinenlesbarem Format bereitgestelltwerden. Darliber hinaus setzt das DNG Impulse
fur Open-Data-Initiativen Uber die Grenzen der Bundesvemwaltung hinaus. Das DNG
erw eitert den Anw endungsbereich auf 6ffentliche Unternehmen bestimmter Bereiche der
Daseinsvorsorge, bezieht private Unternehmen bestimmter Bereiche der Daseinsvorsorge
mit ein, scharftdie Grenzender Entgeltbemessung und bestimmt die Echtzeit-Bereitstellung
dynamischer Daten sowie hochwertiger Datensatze.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Dieses Gesetz hat keine unmittelbaren Auswirkungen auf die Haushaltsausgaben ohne
Erflllungsaufwand. Durch die Bereitstellung von Daten der Behérden des Bundes werden
Nutzungsmdglichkeiten geschaffen, die in einem Umfang, der gegenw artig nicht naher
bezifferbarist, Auswirkungen auf das Steueraufkommen des Bundes und der Lander haben
kénnen.

E. Erfiillungsaufwand

E.1 Erfiillungsaufwand fiir Biirgerinnen und Biirger
Fir Burgerinnen und Birger ergibt sich keine Anderung des Erflllungsaufwandes.

E.2 Erfiillungsaufwand fiir die Wirtschaft

Fir die Wirtschaft ergibt sich keine Anderung des Erfiillungsaufwandes. Es w erden keine
Informationspflichten neu eingefiihrt, geandert oder aufgehoben.
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E.3 Erfiillungsaufwand der Verwaltung

Fir die Verw altung erhoht sich der jahriche Erflillungsaufwand je nach Szenario um bis zu
9,64 Millionen EUR. Der einmalige Erfillungsaufwand betragt rund 1,1 Millionen EUR.
Dieser Aufwand entféllt vollstandig auf die Bundesvemwaltung (Artikel 1). Im Einzelfall kann

{ Formatiert: Schriftfarbe: Text 1

w eiterer jahrlicher Erflllungsaufwand von 3.000 EUR je Fall entstehen ebenso wie
einmaliger Erflllungsaufwand von 15.000 EUR je Fall. Diese Einzelfallkosten beziehen sich
insbesondere auf die Kommunalvemwaltung.

Alle damit im Zusammenhang stehenden und auf den Bund entfallenden Mehrbedarfe an
Sach- und Personalmitteln, Vemflichtungsermachtigungen sowie Planstellen und Stellen
sind unmittelbar, vollstindig und dauerhaft in den jeweiligen Einzelplanen
gegenzufinanzieren.

F. Weitere Kosten

Insgesamt sind positive volkswirtschaftliche Effekte zu erwarten. Die Studie , The Economic
Impact of Open Data — Opportunities for value creation in Europe” der Europaischen
Kommission aus demdJahr 2020 gehtdavonaus, dass durch die Bereitstellungund Nutzung
offener Daten jahrliche Kosteneinsparungen zwischen 250 Millionen EUR und 148
Milliarden EUR in der &ffentlichen V erwaltunginnerhalb der Europaischen Union erreicht
w erden kénnen. Weiterhin ist davon auszugehen, dass die Bereitstellung und Nutzung von
offenen Daten positive Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt entfaltet. Studien der
Europaischen Zentralbank, des European Economic Forecast und des Europaischen
Zentrums fir die Forderung der Berufsbildung gehen davon aus, dass bis zum Jahr 2025
innerhalb der Europaischen Union 1,12 bis 1,97 Millionen Arbeitsplatze mit Open-Data-
Bezug bestehenwerden, was die Schaffung von weiteren mindestens 33.000 und bis zu
883.000 Arbeitsplatzen impliziert.
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Referentenentwurf des Bundesministeriums fir Wirtschaft
und Energie und des Bunde sministeriums des Innern, fiir Bau
und Heimat

Gesetz zur Anderung des E-Gover nment-Gesetzes und zur Einfiihrung
des Gesetzes fiir die Nutzung von Daten des offentlichen Sektors

1)

Vom ...
Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Gesetzes zur Forderung der e lektronischen
Verwaltung (E-Government-Gesetz— EGovG)
Das E-Government-Gesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juli 2013

(BGBI. I S. 2749), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBI.
| S. 2668) gedndertworden ist, wird wie folgt geéndert:

1. In derInhaltslibersicht wird die Angabe zu § 12a wie folgt gefasst:
»§ 12a Offene Daten des Bundes, Verordnungsermachtigung®.

2. In §12 Absatz 1 Satz 1 wirddas Wort, Informationsweiterverwendungsgesetzes“durch
das Wort ,Datennutzungsgesetzes” ersetzt.

3. §12awirdwie folgt geandert:
a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:
.8 12a
Offene Daten des Bundes, Verordnungsermachtigung*.
b) Absatz 1 wirdwie folgt gefasst:

,Die Behdrden des Bundes stellen unbearbeitete, maschinenlesbare Daten,
die sie zur Erfullung ihrer 6ffentlich-rechtlichen Aufgaben erhoben haben, oder
durch Dritte in ihrem Auftrag haben erheben lassen, zum Datenabruf tber
offentlich zugangliche Netze bereit. Ein Anspruch auf Bereitstellung dieser Daten
w ird hierdurch nicht begriindet.”

¢) Absatz2 Nummer 5w ird wie folgt gefasst:

,5. , sofern sie personenbezogene Daten enthalten, derart umgew andelt
w urden, dass sie sich nicht mehr auf eine identifizierte oder identifizierbare
natirliche Person beziehen, oder derart umgewandeltwurden, dass die betroffene
Person nicht oder nicht mehr identifiziert werden kann.*

d) Absatz 3 wird wie folgt geandert:

aa) In der Nummer 1 werden in Buchstabe a die Woérter ,,.§§ 3 bis 6" durch die
Worter ,§§ 3, 4 und 6 ersetzt und wird in Buchstabe b nach dem Komma das
Wort ,oder* angeflgt.

D) Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1024 des Europdischen Parlaments und
des Rates vom 20. Juni 2019 Uber offene Daten und die Weiterverwendung won Informationen des
offentlichen  Sektors.
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e)

g)

a)

bb) In Nummer 2 wird hinter dem Wort ,werden” das Wort ,oder” gestrichen und
ein Punkt gesetzt.

cc) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

,3. es sich um Forschungsdaten handelt, die bereits iber 6ffentich
zugéngliche Netze entgeltfrei bereitgestellt werden. Die Mdglichkeit der
freiwilligen Bereitstellung liber das Metadatenportal GovData bleibt davon
unbenommen.®

Es wird folgender Absatz 3a eingefligt:

.Sofern sich aus spezialgesetzlichen Regelungen nichts anderes ergibt,
mussen abweichend von Absatz 1 Satz 1 Datenséatze, die personenbezogene
Daten enthalten, nicht bereitgestellt werden.”

In Absatz 4 wird folgender Satz angefiigt:

»S0ofern sich aus spezialgesetzlichen Regelungen nichts anderes ergibt, sind
abweichend von Satz 1 Daten, die zu Forschungszwecken erhoben w urden, erst
bereitzustellen, wenn das der Datenerhebung zugrundeliegende
Forschungsvorhaben abgeschlossen und der Forschungszweck erfiilltist”.

Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

»(5) Die Daten nach Absatz 1 Satz 1 sind mit Metadaten zu versehen. Diese
Metadaten werden im nationalen Metadatenportal GovData eingestellt.”

In den Absatzen 7, 8 und 10 werden die Worter ,der unmittelbaren
Bundesverwaltung” durch die Worter ,des Bundes” ersetzt.

Nach Absatz 8 wird folgender Absatz 9 eingefugt:

»(9) Jede Behorde des Bundes mit Ausnahme der in § 3 Nummer 8 des
Informationsfreiheitsgesetzes genannten Stellen benennt einen Open-Data-
Koordinator oder eine Open-Data-Koordinatorin. Der Koordinator oder die
Koordinatorin wirkt in der Funktion als zentraler Ansprechpartner der jew eiligen
Behorde auf die Identifizierung, Bereitstellung und Weiterverwendung der offenen
Daten seiner Behorde hin.*

Die bisherigen Absatze 9 und 10 werden die Absatze 10 und 11.
Nach Absatz 11 wird folgender Absatz 12 eingefigt:

,(12) Das Bundesministerium des Innern, fir Bau und Heimat w ird ermachtigt,
im Einvernehmen mit den Ubrigen Bundesministerien und den Beauftragten der
Bundesregierung durch Rechtsverordnung Bestimmungen zu Datenkategorien,
Vorgaben zu Formaten, Schnittstellen und Veroffentlichungsprozessen im
Rahmen der Bereitstellung der in diesem Paragraph beschriebenen
unbearbeiteten Daten durch die Behérden des Bundes zu erlassen.”

§ 19 wird wie folgt geandert:

Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,Die Behérden der mittelbaren Bundesverwaltung stellen die Daten nach § 12a
spatestens zw 6lf Monate nach dem [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses
Gesetzes] erstmals bereit.“

Folgender Absatz 3 wird angefiigt:

»(3) Abweichend von den Abséatzen 1 und 2 sind Daten, die zu
Forschungszwecken erhoben w urden, spatestens 24 Monate nach dem [hier
einfligen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes] erstmals bereitzustellen.”
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Artikel 2
Gesetzfiir die Nutzung von Daten des 6ffentlichen Sektors
(Datennutzungsgesetz— DNG)

§1
Zw eck des Gesetzes, Prinzip der offenen Daten

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, die Nutzung von Daten zu steigern und damit

.............. (

Formatiert: Schriftfarbe: Text 1 ]

insbesondere die Entw icklung innovativer Produkte und Dienstleistungen zu fordem.

(2) Daten, die in den Anwendungsbereich dieses Gesetzes fallen, sollen sow eit
maoglich und sinnvoll nach dem Grundsatz ,.konzeptionell und standardmagig offen” ersteltt
w erden. Eine Bereitstellungspflicht wird mit diesem Gesetz nicht begriindet.

§2

Anwendungsbereich

(1

die mit einem Zugangsrecht beansprucht werden kénnen,

Dieses Gesetz gilt fiir Daten von Datenbereitstellern nach Absatz 2,

die aufgrund einer gesetzlichen Bereitstellungspflicht bereitgestellt werden oder
die freiwillig bereitgestellt werden.

(2) Datenbereitsteller im Sinne des Absatzes 1 sind

offentliche Stellen,

| Hochschulen solltenaus Klarstellung sgriinden aufg enommen
i[ werden und um eine Gleichbehandlung mit anderen
i| Forschung seinrichtung en sicherzustellen.

Kommentiert [A1]:

Dass Hochschulen grundsétzlichinden Adressatenkreis fallen,
erscheint uns -unter der Voraussetzung, dass die
Einschrankungen in Nr. 4 als lex specialis auf sie Anwendung
finden- unproblematisch.

Formatiert: Hervorheben ]

Kommentiert [A2]: Grundrecht auf Forschung sfreiheit:
Klarstellung, dass jeder nur fir seine selbst erhobenen
/erzeug ten Daten verantwortlich ist!

Formatiert: Schriftfarbe: Blau, Hervorheben
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2. offentliche Unternehmen, die auf den Gebieten der Wasserversorgung, Formatiert: Schriftfarbe: Blau, Hervorheben
Energieversorgung und des Verkehrs tatig sind, Kommentiert [A3]: Bitte um Wiederaufnahme dieser
Ausnahmereg el, die die Regelung von Art. 10 Abs. 2 S. 2 PSI-
3. medizinische Einrichtungen, RL aufgreift.
QiesgAusnahme_n finden sichnicht 1:1 inder nachfolg enden
[Hochschulen, Forschungseinrichtungen und Forschungsfordereinrichtungen, auch CistelinAbe3olw edern
soweit sie offentliche Stellen sind, ;soweit diese im Laufe fhre] w issenschafticher Kommentiert [A4]: BMBF regtan, dass gemeinsam mit den
Forschungstéatigkeiten Forschungsdaten erfassen oder erzeugen, die  offentich fedenfiifrenden’ Ressorts einigemeinsames| Verstandnis.
. . . .. P R . . . erarbeitet wird, welcher Adressatenkreis von der Formulierung
finanziert und bereits Uber ein institutionelles oder thematisches Archiv 6ffentich nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 DNG-E erfasst ist.
zuganglich gemacht wurden.IDies gilt nicht, sow eit berechtigte Geschaftsinteressen,

. oy : : Bei der jetzigen unbestimmten Formulierung und der Breite der
Wlssengtrar_l_sfertatlgkelten und bestehende Rechte Dritter nach dem ; Férderlandschaft des BMBF entstiinde ansonsten gine
Immaterialglterrecht entgegenstehen Rechtsunsicherheit inder Anwendungspraxis des DNG, die fiir

I L i die F orschung scommunity insgesamt vermieden sollten.
5. ﬂ Forschende, soweit diese Forschungsdaten erfassen oder erzeugen, die 6ffentich
finanziert, bereits Uber ein institutionelles oder thematisches Archiv offentich
zuganglich gemacht w urden und nicht bereits durch andere durch dieses Gesetz
verpflichtete Datenbereitsteller offen bereitgestellt werdenj -
Formatiert: Hervorheben ]
Formatiert: Hervorheben ]
(3) Dieses Gesetz gilt nicht fir Formatiert: Hervorheben )
1 D: 1 Kommentiert [A5]: BMBF schiagt subsidiare
. aten, )
Inanspruchnahme von Forschenden vor, um ein
B . . = . : Nebeneinander der natlirlichen Personen und der Institutionen
a) an denen kein oder ein eingeschranktes Zugangsrecht besteht; eine AT, R TS DG FE e arms A Mg E TG
Einschrankung liegt insbesondere vor, wenn der Zugang nur bei Nachw eis eines Zustandig keitsfrag en filhren dirfte.
rechtlichen oder berechtigten Interesses besteht, { Formatiert: Hervorheben ]
b) die aus Griinden des Schutzes personenbezogener Daten nicht oder nur { Formatiert: Hervorheben )
eingeschrankt zugénglich sind, { Kommentiert [A6]: Eine ,Betroffenheit* des geistigen
. . - Eigentums bedeutet nicht zwing end, dass man nicht nutzen
c) andenen Rechte Dritter nach dem Immaterialglterrecht bestehen[] da?f_ DieLizenz kénnte ja eine?\jutzung gestatten.
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d) soweitder Schutz von Geschéaftsgeheimnissen entgegensteht,

e) soweitder Schutz der nationalen Sicherheit, der V erteidigung oder der 6ffentlichen

............. [ Formatiert: Schriftfarbe: Automatisch

Sicherhelt entgegensteht,
f) die der statistischen Geheimhaltung unterliegen,

g) die aufgrund ihrer Eigenschaft als vertrauliche Informationen tiber den Schutz
kritischer Infrastrukturen nichtoder nur eingeschrankt zuganglich sind,

h) die nach den Vorschriften des Bundes oder der Lander Uber den Zugang der
Offentlichkeit zu Geodaten oder zu Umw eltinformationen zuganglich sind und
uneingeschrankt, kostenlos, maschinenlesbar und Uber eine
Anw endungsprogrammierschnittstelle nutzbar sind.

2. Daten offentlicher Unternehmen,
a) die nichtim Rahmen der Tatigkeitnach Absatz 2 Nummer 2 oder 3 erstelltwurden;

b) die mit unmittelbar dem Wettbew erb ausgesetzten Tatigkeiten zusammenhangen
und daher gemaR Artikel 34 der Richtlinie 2014/25/EU des Europaischen

............. [ Formatiert: Schriftfarbe: Automatisch

Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 iber die Vergabe von Auftragen
durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und V erkehrsversorgung
sowie der Postdienste und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/17/EG (ABI. L 94
vom 28.3.2014, S. 243), die zuletzt durch Delegierte Verordnung (EU) 2019/1829
(ABI. L279 vom 31.10.2019, S. 27) geandertworden ist, nicht den Vorschriften fir
die Auftragsvergabe unterliegen und deren Nutzung zu einem
Wettbew erbsnachteil fihrt.

Logos, Wappenund Insignien,

offentlich-rechtliche Rundfunkanstalten oder deren Beauftragte, die der Wahmehmung
eines offentlichen Programm- oder Sendeauftrags dienen,

5. kulturelle Einrichtungen, aufler Bibliotheken, Museen oder Archive; [Absatz2

.............. [ Formatiert: Schriftfarbe: Automatisch

Nummer 4 findet auf Bibliotheken, Museen oder Archive keine Arwendung,|

- Ke tiert [A7]: Bitte um Erlauterung dieses Einschubs.

6. Bildungseinrichtungen der Sekundarstufe und darunter, bei allen sonstigen

Bildungseinrichtungen flr Daten, die keine Forschungsdatenim Sin negg§.'_.§_‘ghp§.§t§‘_

2 Nummer 4lund § 3 Nummer 11 sind,

7. Daten von Forschungseinrichtungen und Forschungsforderungseinrichtungen,
einschlieflich  Einrichtungen, die zum Zweck des Transfers von
Forschungsergebnissen gegrindet w urden, die keine Forschungsdatenim Sinne des
Absatzes 2 Nummer 4 sind.

(4) Die Bestimmungen zum Schutz personenbezogener Daten und w eitergehende
Rechte der Datennutzung &ffentlicher Stellen aus anderen Rechtsvorschriften bleiben
unberthrt.

(5) Offentliche Stellen berufen sich im Anwendungsbereich dieses Gesetzes nicht auf
Rechte des Datenbankherstellers nach § 87b Urheberrechtsgesetz.

§3
Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieses Gesetzes
1. sind 6ffentliche Stellen
a) Gebietskdrperschaften, einschlieBlich ihrer Sondervermégen,

b) Eandere juristische Personen des 6ffentlichen und des privaten Rechts, die zu dem
besonderen Zweck gegriindet wurden, im Allgemeininteresse liegende Aufgaben

Nach Verstandnis von BMBF sind die (unzéhligen) Daten von
diesen Einrichtung en, die mitunter ja trotzdem ,zug anglich*
sind, nicht umfasst, auch wenn es sichdabei um

Forschung sdaten handelt.

[ Formatiert: Hervorheben

{ Kommentiert [A8]: Hier Absatz 2 Nr. 4 gemeint?

[ Formatiert: Hervorheben
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10.

nichtgewerblicher Art zu erfiillen, wenn Stellen, die unter Buchstabe a oder
Buchstabe c fallen,

aa) sie einzeln oder gemeinsam durch Beteiligung,

bb) auf sonstige Weise tibewiegend finanzieren,

cc) Uberihre Leitung die Aufsicht austiben,

dd) mehr als die Halfte der Mitglieder eines ihrer zur Geschaftsflihrung oder
ee) zur Aufsicht berufenen Organe bestimmt haben oder

die Stelle, die einzeln oder gemeinsam mit anderen die Uberwiegende
Finanzierung gewahrt oderdie Mehrheit der Mitglieder eines zur Geschaftsflihrung

oder Aufsicht berufenen Organs bestimmt hat, unterSatz 1falt) .

c) Verbande,deren Mitglieder unter Buchstabe a oder Buchstabe b fallen,

ist offentliches Unternehmen, ein auf den in § 2 Absatz2 Nummer 2 genannten
Gebieten tatiges Unternehmen, auf das o6ffentliche Stellen aufgrund der
Eigentumsverhaltnisse, der finanziellen Beteiligung oder der fur das Unternehmen
geltenden Bestimmungen unmittelbar oder mittelbar einen beherrschenden Einfluss
ausuben kénnen. Von einem beherrschenden Einfluss der 6ffentlichen Stellen ist
auszugehen, wenn diese Stellen unmittelbar oder mittelbar

a) die Mehrheit des gezeichneten Kapitals des Unternehmens halten,

b) Uber die Mehrheit der mit den Anteilen am Unternehmen verbundenen
Stimmrechte verfligen oder

c) mehr als die Halfte der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder
Aufsichtsorgans des Unternehmens ernennen kénnen,

sind medizinische Einrichtungen Einrichtungen, in denen durch arztliche und
pflegerische Hilfeleistung Krankheiten, Leiden oder Kérperschaden festgestellt, geheilt
oder gelindert w erden sollen oder Geburtshilfe geleistet wird und in denen die zu
versorgenden Personen untergebrachtund verpflegt werden kénnen,

[sind Daten,im Sinne dieses Gesetzes jede, vorhandene Aufzeichnung, unabhéngig von

Kommentiert [A9]: BMBF geht davon aus, dass die Daten
insb. der groRen Forschungs- und

Forschung sférdereinrichtung en (Allianz-Einrichtungenu.a.) wg.
§ 2 Abs. 2 Nr. 7 nicht unter den Anwendung sbereich des
Gesetzes fallen, obwohl ansonsten gem. § 3 Nr. 1b) betroffen
(Gegenausnahme: bereits verdffentlichte Forschung sdaten).
Dies entspricht der im Rahmen der PSI-Verhandlungen
besprochenen Linie. Fiir eine Bestadtigung sind wir dankbar.

[ Formatiert: Schriftfarbe: Automatisch

)

der Art ihrer Speicherung, einschlieRlich offener Daten im Sinne des § 12aE-
Government-Gesetz,

( Formatiert: Schriftfarbe: Automatisch

)

ist Nutzung jede Verwendung von Daten fiir kommerzielle oder nichtkommerzielle
Zwecke, die Uber die Erfillung einer 6ffentlichen Aufgabe oder die Erbringung von
Dienstleistungen von allgemeinem Interesse hinausgeht oder die neben der Erfiillung
offentlicher Aufgaben auch zu eigenen kommerziellen Zwecken erfolgt,

liegt maschinenlesbares Format vor, w enn die enthaltenen Daten durch Softw are
automatisiert ausgelesen und verarbeitetwerden kdnnen,

ist offenes Format ein Dateiformat, das nicht-proprietar und plattformunabhéngig ist
und der Offentlichkeit ohne Einschrankungen, die der Nutzung von Daten hinderlich
w aren, zuganglich gemachtwird,

ist anerkannter, offener Standard ein in Textform niedergelegter Standard, in dem die
Anforderungen fir die Sicherstellung der Interoperabilitéat der Softw are niedergelegt
sind,

sind dynamische Daten Aufzeichnungen in digitaler Form, die haufig oder in Echtzeit
aktualisiert w erden, insbesondere aufgrund ihrer Volatilitdt oder ihres raschen
Veraltens; von Sensoren generierte Daten w erden in der Regel als dynamische Daten
angesehen,

sind hochwertige Datensatze die gemaR Artikel 13 und 14 der Richtlinie (EU)
2019/1024 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 Uber
offene Daten und die Weiterverwendung von Informationen des 6ffentlichen Sektors

K tiert [A10]: BMBF bittet um Konkretisierung dieser
sehr weit g efassten Formulierung . Was ist hiervon alles
umfasst?
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(ABI. L 172 vom 26.6.2019, S. 56) und der aufgrund dieser Artikel zu erlassenden

Durchfiihrungsrechtsakte ausgewiesene Datensatze,

o Ju Ju  JL )

11. sind ForschungsdatenAim Sinne des § 2 Absatzg-’l» Nummer A4 Aufze_jchnungen in ( Formatiert: Schriftfarbe: Blau, Hervorheben
digitaler Form, bei denen es sich nicht um wissenschaftliche Verdffentlichungen ( Formatiert: Schriftfarbe:Blau
handelt und die im Laufe von w issenschaftlichen Forschungstéatigkeiten erfasst oder - -
L [ Formatiert: Schriftfarbe: Blau, Hervorheben
erzeugt und als Nachweise im Rahmen des Forschungsprozesses verwendet w erden -
oder die in der Forschungsgemeinschaft allgemein fiir die Validierung von {_Formatiert: Hervorheben
Forschungsfeststellungen und -ergebnissen als notwendig erachtet werden. [Ein Archiv
hat die Aufgabe, Unterlagen von bleibendem Wert auf Dauer zu sichern, nutzbar zu
machen und wissenschaftlich zuvewerteny Kommentiert [A11]: Welche Rolle haben die Archive?
. . . . Hierbei handelt es sich regelmalig auchum
12. istangemessene Gewinnspanne ein Prozentsatz der Gesamtkosten, der Uber den zur Forschung sdatenzentren, die als Datenintermediare und nicht
Deckung der einschlagigen Kosten erforderlichen Betrag hinausgeht, aber hochstens als —Inhaber auftreten.
flinf Prozentpunkte tiber dem von der Europaische Zentralbank festgesetzten Zinssatz |m Entwurf wird zudem weiterhin nicht hinreichend zwischen
fur Hauptrefinanzierungsgeschafte liegt, Dateninhabern und Datenintermediaren
. . . . (Forschung sdatenzentren) und deren jeweiligen
13. ist Anonymisierung der Prozess, in dessen Verlauf personenbezogene Daten in Daten Verantwortlichkeiten (u.a. inder Bereitstellung der Daten: kann

umgewandelt w erden, die sich nicht auf eine identifizierte oder identifizierbare
natirliche Person beziehen, oder in dessen V erlauf personenbezogene Daten derart
in Daten umgew andelt w erden, dass die betroffene Person nicht oder nicht mehr
identifiziertwerden kann.

§4
Grundsatz der uneingeschréankten Date nnutzung; Zulassigkeit von Lizenzen

(1) Daten, die in den Anwendungsbereich dieses Gesetzes fallen, dirfen fir jeden
kommerziellen oder nicht-kommerziellen Zweck genutzt werden.

(2) Fir Daten, an denen Bibliotheken, einschlief3lich Hochschulbibliotheken, Museen
oder Archiven Urheber- oder verwandte Schutzrechte oder gewerbliche Schutzrechte
zustehen, gilt Absatz 1 nur, soweit deren Nutzung nach den fir diese Schutzrechte
geltenden V orschriften zuldssig ist oder die Einrichtung die Nutzung zugelassen hat; die
Bedingungen der Nutzung miissen den Vorschriften dieses Gesetzes entsprechen.

(3) Ein Rechtauf Zugang zu Daten wird durch dieses Gesetz nicht begriindet.

(4) Die Verwendung einer Lizenz ist[zuléssig, soweit die Bestimmungen objektiv,

diese an Forschung sdatenzentren delegiert werden?)
unterschieden.

[ Formatiert: Hervorheben

)

verhaltnismafig, nichtdiskriminierend und durch ein im Allgemeininteresse liegendes Ziel
gerechtfertigt sind. Die Lizenz darf nicht zu einer Wettbew erbsverzerrung fiihren und die
Maoglichkeiten der Nutzung nicht unnétig einschranken. Soweit eine Lizenzierung
verw endetwird, sollten nach Méglichkeiten offene Lizenzen vetwendetwerden.]

§5
Diskriminierungsverbot
Die Bedingungen fir die Datennutzung missen nichtdiskriminierend sein.

§6

husschliel&lichkeitsverein baru ngen]

(1) Vereinbarungen o6ffentlicher Stellen oder o6ffentlicher Unternehmen, die die
Nutzung von Daten betreffen, die in den Anwendungsbereich dieses Gesetzes fallen,
dirfen keine ausschlieRlichen Rechte gewahren.

(2) Dies gilt nicht, wenn zur Bereitstellung eines Dienstes im 6ffentlichen Interesse ein
ausschlieRliches Recht Uber die Nutzung der Daten erforderlich ist. Die
AusschlieBlichkeitsvereinbarung muss regelmafig, mindestens alle drei Jahre, tUberprift

A Kommentiert [A12]: Lizenzen selbst sind nicht (un)zul&ssig,

sondern nur ihre Verwendung

Kommentiert [A13]:

{| Bitteum Erlauterung, wiesich § 6 zu Sperrfristen von

Forschung sdaten verhalt.

BMBF geht davon aus, dass der § 6 | Sperrfristenvon
Forschung sdaten nach Abschluss des Projekts (als zumindest
zeitweise ausschlieRliche Nutzung der Daten durch Einzelne)
aufgrund der systematischen ,Nichtnennung“ von
Datenbereitstellern der Nummer 4 nicht berhrt.

Die Verdffentlichung von vorhandenen Sperrfristenzu
einzelnen Datensétzen im Internet erscheint als
unverhaltnismaRig .

Ansonsten stellt sichdie Fragenach den Sperrfristenim
Verhdltnis zu , 12a Abs. 4 EGovG (neu), dort heisst es: ,Sofern
sich aus spezialg esetzlichen Reg elung en nichts anderes
ergibt, sindabweichend von Satz 1 Daten, die zu

Forschung szwecken erhoben wurden, erst bereitzustellen,
wenn das der Datenerhebung zugrundeliegende

F orschung svorhaben abg eschlossen und der

Forschung szweck erfiilltist.”

Das liest sich, als sei eine iber das Forschung svorhaben
hinausg ehende Sperrfrist, nur Uber den Forschungszweck zu
|6sen.
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w erden. Nach dem 15. Juli 2019 getroffene Ausschlief3lichkeitsvereinbarungen w erden
spatestens zwei Monate vor ihrem Inkrafttreten im Internet 6ffentlich zugéanglich gemacht.
Die endgultige Vereinbarung muss klar und eindeutig sein und im Internet 6ffentich
zuganglich gemacht werden. Dieser Absatz gilt nicht fir die Digitalisierung von

Kulturbestanden.

(3) Bezieht sich ein ausschlieRliches Recht auf die Digitalisierung von
Kulturbestanden, darf es fir hochstens zehn Jahre gewahrt werden. De
AusschlieBlichkeitsvereinbarungen missen transparent sein und o&ffentlich bekannt
gemacht werden. Der 6ffentlichen Stelle ist im Rahmen der Vereinbarung eine Kopie der
digitalisierten Kulturbestande unentgeltlich zur Verfligung zu stellen. Die 6ffentliche Stelle
ermdglicht die Nutzung dieser Kopie am Ende des Ausschliellichkeitszeitraums.

(4) Rechtliche oder praktische V orkehrungen, die nicht ausdriicklich ausschlieRliche
Rechte gew ahren, die aber darauf abzielen oder die geeignet sind, die Nutzung von Daten
durch andereEinrichtungen als die an der V ereinbarung beteiligten Dritten zu beschranken,
w erden spatestens zw ei Monate vor ihrem Inkrafttreten im Internet 6ffentlich zugénglich
gemacht. Die Auswirkungen solcher rechtlichen oder praktischen V orkehrungen auf die
V erfugbarkeit und Nutzbarkeit von Daten w erden regelmafig, mindestens alle drei Jahre
Uberprift. Die endglltige Vereinbarung muss klar und eindeutig sein und im Internet
offentlich zuganglich gemacht w erden. JAusgenommen von der V eroffentlichungspflicht

[ Formatiert: Hervorheben

nach Satz 1 sind Sperrfristenfiir Forschungsdaten, in denen die Daten flr einen begrenzten
ZeitraumausschlieBlich denDatenbereitsteller nach §2 Absatz 2 Nummer 4 zur V erfligung
stehen,

(5) Am 17. Juli 2013 bestehende AusschlieRlichkeitsvereinbarungen, die nicht unter
die Ausnahmen der Absétze 2 und 3 fallen, enden bei Ablauf der Vereinbarung, spatestens
jedoch am 18. Juli2023. Am 16. Juli 2019 bestehende AusschlieRlichkeitsvereinbarungen,
die von 6ffentlichen Unternehmen getroffen wurden und die nicht unter die Ausnahmen der
Abséatze 2 und 3 fallen, enden bei Ablauf der Vereinbarung, spatestens jedoch am 17. Juli
2024.

§7

Verfiigbare Formate, Metadaten

(1) Daten, die in den Anwendungsbereich dieses Gesetzes fallen, sind vollstandig
oder in Teilen in allen angefragten vorhandenen Formaten und Sprachen nutzbar zu
machen.

(2) Daten sind, sow eitmdglich und sinnvoll, elektronisch und in nach den anerkannten
Regeln der Technik offenen, maschinenlesbaren, zugéanglichen, auffindbaren und
interoperablen Formaten zusammen mit den zugehoérigen Metadaten zu tbermitteln.
Sow ohl die Formate als auch die Metadaten entsprechen, sow eit moglich, formlichen,
offenen Standards. Formate, die aufgrund einer Rechtsverordnung nach
§ 12a Absatz 12 EGov G bestimmt werden, sind formliche, offene Standards im Sinne des
Satzes 2.

(3) Die Absatze 1 und 2 verpflichten offentliche Stellen und 6ffentliche Unternehmen
nicht, Daten und Metadaten neu zu erstellen oder anzupassen oder Teile zur Verfligung zu
stellen, wenn dies mit unverhaltnismaltigem Aufwand verbunden ware, der Uber eine
einfache Bearbeitung hinausgeht. Sie sind auerdem nicht verpflichtet, die Erstellung und
Speicherung bestimmter Arten von Daten im Hinblick auf deren Nutzung durch eine
Organisation des privaten oder 6ffentlichen Sektors fortzusetzen.

-

(4) Die Metadatenzumaschinenlesbaren Daten sind soweitmoglichund sinnvoll Gber
das nationale Metadatenportal GovData zur Verfligung zu stellen. [Dies gilt nicht fur

Forschungsdatenim Sinne des § 3 Nr. 11-

Kommentiert [A14]: Vorschlag zur ang emessenen
Berlicksichtigung von Sperrfristen.

Zur Erlauterung : Unserer Erfahrung nach, entspricht die
Setzung von Sperrfristen fir die Nachnutzung von

Forschung sdaten bzw. einzelner Variablen eines Datensatzes
(z. B. neu entwickelten Testinstrumenten) der gelebten Praxis
in der Forschung und der Forschung sdatenzentren. Den
Primérforschenden bzw. Dateng ebern soll damit die

Mg lichkeit eing erdumt werden, innerhalb ang emessener
Zeitraume ihre Forschung sdaten als Erste auszuwerten. Erste
Publikationen zu den Daten, Qualifikationsarbeiten sowie
andere wissenschaftliche Arbeiten kdnnen so in Ruhe verfasst
werden. Da solche Sperrfristen eine zeitlich beg renzte
AusschlieBlichkeit implizieren, erscheint eine Regelung
erforderlich.

Die Verdffentlichung spflicht fir die zeitlich begrenzte
ausschlieRliche Nutzung durch die Dateng eber zu den
genannten Zwecken (ggf. auchiiber das Ende des
Forschung sprozesses oder tiber das Ende offentlich
geforderter Forschung sprojekte hinaus) erscheint als
unverhaltnismaRig und sollte daher von der Regelung
ausgenommen werden.

Die Mdglichkeit von Sperrfristenistim Einkiang mit

Erwag ung sg rund 27 der Richtlinie(EU) 2019/1024,

Forschung sdaten ,mdg lichst friih* zug éng lich zu machen.
Dabei ist jedoch auf eine angemessene Setzung von
Sperrfristen zu achten, damit das Ziel der mdglichst

umfang reichen und zeitnahen Nachnutzung von

Forschung sdaten eing ehalten werden kann.

{ Formatiert: Schriftfarbe: Blau

i [ Formatiert: Schriftfarbe:Blau, Hervorheben

o Ju )

{1 Kommentiert [A15]: Im Einkiang mit der Regelung in§ 12a

Abs. 3 Nr. 3 (neu) EGovG istauch hier eine Aufnahme eines
Satz 2 erforderlich.

[ Formatiert: Schriftfarbe:Blau
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[Dynam ische Dateri
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H-Dynamische Daten, die in den Anwendungsbereich dieses Gesetzes fallen, sind
unmittelbar nach der Erfassung in Echtzeit mithilfe geeigneter
Anwendungsprogrammierschnittstellen und, falls technisch erforderlich, als Massen-
Dow nload nutzbar zu machen. Dynamische Daten, bei denen es sich um Forschungsdaten

handelt, sind erst bereitzustellen, wenn das der Datenerhebung zugrundeliegende *

Forschungsvorhaben abgeschlossen und der Forschungszweck erfulltist.

(/0

3)(2) Sow eit die Anforderungen nach Absatz 1 die finanzielle und technische
Leistungsfahigkeit der 6ffentlichen Stelle oder des 6ffentlichen Unternehmens libersteigen
und somit zu einem unverhaltnismaligen Aufwand fiihren, sind dynamische Daten
vorubergehend mit den zur V erfigung stehenden technischen Mitteln nutzbar zu machen.
Die vorilibergehenden technischen Beschrankungen sollen die Ausschopfung des
w irtschaftlichen und sozialen Potenzials nicht ibermaRig beeintrachtigen.

§9

Hochw ertige Datensiatze

Offentliche Stellen und &ffentliche Unternehmen miissen hochwertige Datensétze, die
in den Anwendungsbereich dieses Gesetzes fallen, in maschinenlesbarem Format tber
geeignete Anwendungsprogrammierschnittstellen und, falls technisch erforderlich, als
Massen-Download nutzbar machen.

§ 10
Grundsatz der Une ntgeltlichkeit

(1) Die Nutzung von Daten, diein den Anwendungsbereich dieses Gesetzes fallen, ist
unentgeltlich. Es ist jedoch zuldssig, die Erstattung von verursachten Grenzkosten fiir

1. die Reproduktion, Bereitstellung und Verbreitung von Daten,

2. furdie Anonymisierung personenbezogener Daten und

3. Malinahmen zum Schutz vertraulicher Geschéaftsinformationen zu verlangen.
(2) Ausnahmsweise findet Absatz 1 Satz 1 keine Anwendung auf:

1. offentliche Stellen, die ausreichende Einnahmen erzielen missen, um einen
w esentlichen Teil ihrer Kosten im Zusammenhang mit der Erflllung ihrer 6ffentichen
Auftrédge zu decken. Die 6ffentliche Stelle meldet dies der Bundesnetzagentur, die eine
Liste Uber 6ffentliche Stellen fiihrt, die von dieser Ausnahme Gebrauch machen;

Bibliotheken, einschliellich Hochschulbibliotheken, Museen und Archive;
offentliche Unternehmen.

(3) Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 gelten nicht fiir hochwertige Datensatze sowie
Forschungsdaten.

(4) Fur offentliche Stellen, die Einnahmen erzielen missen, um einen w esentlichen
Teil ihrer Kosten bei der Wahrnehmung ihres 6ffentlichen Auftrags zu decken, und bei
denen sich die unentgeltliche Bereitstellung hochwertiger Datensatze wesentlich auf ihren
Haushalt auswirkt, gilt die Unentgeltlichkeit der Nutzung hochwertiger Datensétze
spatestens zwolf Monate nach dem|[einsetzen: Datumdes Inkrafttretens dieses Gesetzes]..

......... Kommentiert [A16]:

Aus Sicht des BMBF kdnnten sichmit Blickauf laufende
Statusdaten von wissenschaftlichen Experimenten und
Apparaturen Sperrfristenund Bag atellgrenzen fiir den
Forschung sbereich anbieten.

§ 8 sieht die sofortig e Bereitstellung von APIs firr die Nutzung
Ldynamischer Daten” vor. Dies kdnnte im Forschung sbereich
z.B. laufende Statusdaten von wissenschaftlichen
Experimenten und Apparaturen treffen. Das ist weder
wiinschenswert, sinnvoll oder auch nur leistbar. Insg. fehlen
Sperrfristen und Bag atellg renzen fir den Forschung sbereich.

{ Formatiert: Hervorheben
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§ 11
Bemessung der Entgelthhe

Dokum ent-Eigenschatft.

(1) Indenin § 10 Absatz 2 genannten Fallen berechnen die betreffenden 6ffentlichen
Stellen und offentlichen Unternehmen die Entgelte nach von ihnen festzulegenden
objektiven, transparenten und nachprifbaren Kriterien. Die Entgelte aus der Bereitstellung
von Daten und der Gestattung ihrer Nutzung in dementsprechenden Abrechnungszeitraum
dirfen die Kosten ihrer Erfassung, Erstellung, Reproduktion, Verbreitung und
Datenspeicherung zuziglich einer angemessenen Gew innspanne sowie gegebenenfalls
der Anonymisierung personenbezogener Daten und MaRnahmen zum Schutz vertraulicher
Geschéftsinformationen nicht Ubersteigen. Im Fall des § 10 Absatz 2 Nummer 2 diirfen
zudem die Kosten fir Bewahrung und Rechteklarung zur Berechnungsgrundlage
hinzugefuigt werden.

(2) Die Entgelte werden nach Malgabe der geltenden Buchfiihrungsgrundsatze
berechnet.

§12
Transparenz

(1) Wurden fir die Nutzung von Daten, die in den Anwendungsbereich dieses
Gesetzes fallen, Entgelte festgelegt, die fur die Allgemeinheit gelten (Standardentgelte),
sind die entsprechenden Bedingungen und ist die tatsachliche Hohe dieser Entgelte
einschlieBlich der Berechnungsgrundlage im Internet 6ffentlich zuganglich gemacht
w erden.

(2) Wurden fur die Nutzung keine Standardentgelte festgelegt, sind die Faktoren, die
bei der Berechnung beriicksichtigt werden, anzugeben.

(3) Auf Anfrage wird auch die Berechnungsweise dieser Entgelte in Bezug auf einen
spezifischen Antrag auf Nutzung angegeben.

§13
Rechtsweg
Fir Streitigkeiten nach diesem Gesetz ist der[\/enNaItu ngsrechtsweg]gegeben. ______________ K tiert [A17]: § 13 eroffnet den
Verwaltung srechtsweg, was ang esichts der Anwendung der
Regelungenauf z.B. natlrliche Personen, die offentliche
Férderung empfangen (§2 Abs. (2) Nr. 4), frag lich erscheint.
Artikel 3

BMBF bittet um Erlauterung .

Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft. Gleichzeitig tritt das
Informationsweiterverwendungsgesetz vom 13. Dezember 2006 (BGBI. | S. 2913), das
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Juli 2015 (BGBI. I S. 1162) geandertworden ist, aul3er
Kraft.
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Begriindung

A. Allgemeiner Teil

. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Im Zuge der voranschreitenden Digitalisierung entstehen wertvolle Daten im 6ffentlichen
Sektor, deren Bereitstellung und Nutzung sowohl der Wirtschaft als auch der
Zivilgesellschaftund der Vemwaltung grofen Mehrwertschaffenkdnnen. Bereitsim Rahmen
des ersten Open-Data-Gesetzes vom 13. Juli 2017 wurde festgestellt, dass offene Daten in
Zeiten der Digitalisierung eine sich kontinuierlich potenzierende Ressource sind, die vor
allem durch die breite Nutzung Mehrw erte generiert.

Mit dem ersten Open-Data-Gesetz wurde die gesetzliche Grundlage fir die Bereitstellung
von unbearbeiteten Daten durch die unmittelbare Bundesvemwaltung geschaffen. Offene
Daten sollen mit offener Lizenz, offenem Format und freiem Zugang bereitgestellt werden.
Wie im ersten Bericht der Bundesregierung tuber die Fortschritte bei der Bereitstellung von
Daten gemafd § 12a Absatz 10 EGovG (,1. Open-Data-Fortschrittsbericht®) festgestel,
haben viele Behorden bereits Prozesse implementiert, die die Bereitstellung offener Daten
begiinstigen.

Deutschland liegt nach der ,Open Data Reifegradstudie 2019 des Europaischen
Datenportals der Europaischen Kommission aktuell jedoch im Mittelfeld der EU-
Mitgliedstaaten. Die spezifische Bew ertung der politischen Rahmensetzung Deutschlands
ergibt ebenso eine Platzierung im Mittelfeld. Den Rechtsrahmen der europaischen Open-
Data-Politik bildet die Richtlinie (EU) 2019/1024. In ihrer Neufassung hat der europaische
Gesetzgeber jingst den Anwendungsbereich erweitert und bestehende Regelungen
gescharft.

Um das 6konomische und zivilgesellschaftliche Potenzial der Daten der Bundesverwaltung
fur die Nutzung durch Wirtschaft, Zivilgesellschaft, Staat sowie Wissenschaft und
Forschung w irkungsvoll auszuschopfen, soll der Gesetzesentwurf entsprechend der
europaischen Vorgaben die bestehenden Ansatze ausweiten und modernisieren. Zielbid
der Bundesregierung istdabeidie Manifestierungeines Prinzips der standardmafig offenen
Daten (,Open-by-Default®), wodurch die Nutzung der Daten durch die Wirtschaft,
Zivilgesellschaft, Vemwaltung sowie Wissenschaft und Forschung befordert werden soll. Auf
dieser Grundlage sollen die bereitgestellten offenen Daten eine Kultur des
Datenaustauschs und der Datennutzung beférdern, deren Ziele Wachstum und Innovation
ebenso wie transparenteres, verstandlicheres und effizienteres Vermwaltungshandeln sind.

Als eine Grundlage firdie Erreichung der von der Richtlinie (EU) 2019/1024 intendierten
gesteigerten Datennutzung wird eine gesteigerte V erfligbarkeit Giber eine Ausweitung des
Anwendungsbereichs der Bereitstellungspflicht aus § 12a EGovG und die Eindammung
von Ausnahmetatbestanden, die einer umfassenden Bereitstellungspflicht entgegenstehen,
gesehen. Dies wird auch durch die Erwahnung des Grundrechts auf Zugang zu
Informationen aus der Charta der Grundrechte der Europaischen Union (Erw agungsgrund
5 der Richtlinie (EU) 2019/1024) verdeutlicht. Die Nutzung durch die Wirtschaft und die
Gesellschaftist nur mit Daten moglich, die durch die Behdrden bereitgestellt werden. Die
V erfestigung und Ausweitung der Bereitstellungsverpflichtung ist daher VV oraussetzung, um
auch samtliche Nutzungszwecke zu ermdglichen. Daher soll die Anzahl bereitstellender
Behdrden erhdht werden sowie die V erfligbarkeit und Nutzung offener Daten vereinfacht
und standardisiert w erden. Mit Einfihrung des DNG sollen Bedingungen der Nutzung
offener und vorhandener Daten klarer gefasst werden, um die Anwendung in der Praxis zu
erleichtern. Die Datennutzung nach diesem Gesetz soll mdglichst ohne Einschrankungen,
nichtdiskriminierend und grundsatzlich unentgeltlich erfolgen. Des Weiteren soll die
Nutzung samtlicher vorliegender Formate ermoglicht werden. Dabei wird die
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Maschinenlesbarkeit garantiert und dynamische Daten ohne zeitliche Verzégerung nutzbar
gemacht.

1. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Als wesentliche MalRnahme zur Ausweitung der Bereitstellung offener, unbearbeiteter
Daten durch den Bund wird der Anwendungsbereich des § 12a E-Government-Gesetz auf
die gesamte Bundesverwaltung ausgeweitet. Dies schlief3t zukinftig auch die mittelbare
Bundesverwaltung ein, die Anstalten, Kérperschaften und Stiftungen 6ffentlichen Rechtes
umfasst. Zudem werden einzelne Ausnahmeregelungen gestrichen.

Um den organisatorischen Rahmen zur Zielerreichung einer Ausweitung der
Datenbereitstellung zu verbessern, ist es nach dem Gesetzesentwurf auRerdem
erforderlich, dass jede Behorde des Bundes eine zustandige Organisationseinheit zur
Durchsetzung der Open-Data-Ziele der Bundesregierung benennt, die auch mit
entsprechenden personellen und technischen Kapazitaten ausgestattet wird. Die Schaffung
und Zuordnung klarer Verantwortlichkeiten innerhalb jeder Behérde des Bundes tragt dabei
den Ergebnissen des 1. Open-Data-Fortschrittsberichtes Rechnung. Demzufolge gaben
57% der Behorden, die an der Befragung teilnahmen, an, dass nichtgentigend Res sourcen
vorhanden seien, um sich mit dem Thema Open Data auseinanderzusetzen. 40% der
Behorden, die an der Befragung teilnahmen, zeigten auf, dass Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter nur Gber unzureichendes Wissenim Umgang mit der Weiterverwendung offener
Daten verflgten und w eitere 38% der Behérden, die an der Befragung teilnahmen, gaben
unzureichendes Wissen Uber Potenziale ebendieser Weiterverwendung an.

Zur Verbesserung der Qualitdt der Bereitstellung und folglich zur Vereinfachung der
NutzAung offener Daten sollen unbearbeitete Daten zukiinftig ausschlieRlich in einem
maschinenlesbaren Format bereitgestellt werden.

Weiterhin soll mit dem Zweck der Standardisierung und Automatisierung der
Datenbereitstellung und deren Qualitétssicherung das Bundesministerium des Innern, fir
Bau und Heimat ermachtigt w erden, insbesonderetechnische Vorgaben zu Datenformaten,
Schnittstellen und Bereitstellungsprozessen fur offene Daten zu erlassen. Durch diese
Mafinahme w ird auch der Grundstein fiir bessere Datennutzung durch die Behorden des
Bundes gelegt, die die Nachvollziehbarkeit von Verwaltungshandeln verstarken kann.

Das DNG erstrecktden Anwendungsbereich des IWG Uber 6ffentliche Stellen hinaus auch
auf 6ffentliche Unternehmen bestimmter Bereiche der Daseinsvorsorge (Wasser, Energie
und Verkehr). Daruber hinaus werden im Lichte der COV ID-19-Pandemie medizinische
Einrichtungen erfasst, um die Nutzung von Daten des Gesundheitswesens gezielt zu
verbessem. Forschungsdaten werden explizit in den Anwendungsbereich aufgenommen.

Neben den Grundséatzen der Datennutzung, der Nichtdiskriminierung und des Verbots
ausschlieRlicher Rechte wird die grundsatzliche Unentgeltlichkeit etabliert. Das Auslaufen
bestehender AusschlieBlichkeitsvereinbarungen wird verkiirzt, um dem Regelungsgehalt
mehr Bedeutung zu verleihen. Die Entgeltbemessung in Ausnahmefallen wird starker
begrenzt. Dynamische Daten und hochwertige Datensatze missen mit
Anw endungsprogrammierschnittstellen bzw. als Massendownload nutzbar gemacht
w erden.

1. Alternativen

Die Ausweitung des Geltungsbereiches der Regelungen von § 12a EGovG auf alle
Behorden des Bundes ist die einzige mégliche Maltnahme, um sicherzustellen, dass alle
Behorden des Bundes zur Bereitstellung unbearbeiteter Daten verpflichtet sind. Zur
Sicherstellung der Datenbereitstellung und zum notw endigen Aufbau weiterer Open-Data-
Kompetenzen in den Behodrden bedarf es einer verantwortlichen Stelle, die die
Koordinierung der Anforderungen in Bezug auf die Bereitstellung von Daten und ihre
Anbindung an das nationale Metadatenportal GovData verantwortet. Das Regelungsziel der
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Standardisierung von Prozessen und Formaten zur Bereitstellung von Daten kann effizient
und flexibel nur durch Schaffung einer Verordnungsermachtigung erreicht werden.

Das DNG dient der Umsetzung der Vorgaben aus Richtlinie (EU) 2019/1024.

V. Gesetzgebungskompetenz

Die Zusténdigkeit des Bundes fiir die Anderung des E-Govemment-Gesetzes (Artikel 1)
folgt fir die Bundesverwaltung aus der Natur der Sache. Bei der Regelung der
Bereitstellung offener Daten durch die Behdrden des Bundes handelt es sich um eine
Materie, die ihrer Natur nach eigene Angelegenheitdes Bundesistund dahernur vom Bund
selbst geregeltwerden kann.

Die Gesetzgebungskompetenz ergibt sich fir das Datennutzungsgesetz (Artikel 2) wie beim
geltenden IWG aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 des Grundgesetzes. Das DNG setzt die
Richtlinie (EU) 2019/1024 um. Kernanliegen der Richtlinie und des Gesetzes ist die
Nutzung von Daten des oOffentlichen Sektors fur wirtschaftliche Zwecke zu verbessern.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europdischen Union und volkerrechtlichen
Vertragen

Artikel 1 dient den Zielen aus Richtlinie (EU) 2019/1024, indem die V erpflichtung zur
Bereitstellung offener Daten der Bundesverwaltung ausgeweitet wird. Artikel 2 setzt die
Anforderungen aus Richtlinie (EU) 2019/1024 um und férdert die unionsweite Nutzbarkeit
offener Daten.

Die Vereinbarkeit mitdem Rechtder Europaischen Unionist gew ahrleistet. V dlkerrechtliche
Vereinbarungen stehen dem Gesetz nicht entgegen.

VI. Gesetzesfolgen
1. Rechts-und Verwaltungsvereinfachung

Durch die gleichlaufende V erpflichtung zur Bereitstellung offener, unbearbeiteter Daten fur
alle Akteure der Bundesvemwaltung sowie die damit verbundenen verbesserten
Nutzungsmadglichkeiten wird mit Artikel 1 eine V ereinheitlichung begriindet, die insgesamt
zur Mdglichkeit eines einfachen und barrierefreien Austauschs von Daten und somit zur
Vereinfachung von Verwaltungshandeln fihrt.

Artikel 2 dient der Vereinfachung und Modernisierung des IWG, indem bestehende
Ausnahmetatbestande gekirzt oder klarer gefasst werden.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Es ergeben sich positive Auswirkungen auf die Zielstellungen der nationalen
Nachhaltigkeitsstrategie. Das Gesetz tragt zu einer nachhaltigen Entw icklung im Sinne der
Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie bei, dadurch die Ausweitung der Bereitstellung offener
Daten durch die Bundesvermwaltung in Artikel 1 die Entwicklung nachhaltiger
Geschaftsmodelle, beispielsweise mit dem Ziel eines effizienten Einsatzes naturlicher
Ressourcen, befordert wird. Artikel 2 verbessert die Nutzbarkeit offener Daten auch zu
Zwecken, die der Nachhaltigkeit dienlich sind.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Dieses Gesetz hat neben dem Erflllungsaufwand keine unmittelbaren A uswirkungen auf

[ Formatiert: Schriftfarbe: Automatisch

die Haushaltsausgaben. Durch die Bereitstellung von Daten der Behorden des Bundes
w erden Nutzungsmadglichkeiten geschaffen, die in einem Umfang, der gegenw artig nicht
naher bezifferbar ist, Auswirkungen auf das Steueraufkommen des Bundes und der Lander
haben kénnen.
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4. FErfillungsaufwand

a. Erfullungsaufwand der Biirgerinnen und Biirger

Fir Blrgerinnen und Biirger ergeben sich vor allem Entlastungseffekte. Darunter fallen
insbesondere die bessere Auffindbarkeit und Nutzbarkeit lber das nationale
Metadatenportal von offenen Daten.

b. Erfiillungsaufwand der Wirtschaft

Fiir die Wirtschaft ergibt sich keine unmittelbare Anderung des Erfiillungsaufwandes. Auch
hier sind Entlastungseffekte durch die Erhéhung von Datenbereitstellung und Qualitat

bereitgesteliter Daten zu erwarten. Offentlichen Unternehmen bestimmter Bereiche der .- ( Formatiert: Schriftfarbe: Automatisch

Daseinsvorsorge kann eine Einkommensquelle w egfallen, soweit Daten bislang exklusiv
und hochpreisig nutzbar gemacht wurden. Die Anwendung des DNG auf 6ffentich
finanzierte Daten ermdglicht den Wettbewerb um innovative Dienste und Produkte, die auf
der Grundlage dieser Daten entw ickelt werden kénnen.

c. Erfillungsaufwand der Verwaltung

Fir die Verwaltung soll sich nach vorliegender Schatzung der jahrliche Erflllungsaufwand
je nach Szenario um bis zu 9,64 Millionen EUR erhdhen. Der einmalige Erfullungsaufwand
soll rund 1,1 Milionen EUR betragen. Der Aufwand wird vollstandig auf die
Bundesverwaltung entfallen. Im Einzelfall kann w eiterer jahrlicher Erfullungsaufwand von
3.000 EUR je Fall entstehen ebenso wie einmaliger Erfullungsaufwand von 15.000 EUR je
Fall. Die Einzelfallkosten sind nach vorliegender Schatzung insbesondere auf die
Kommunalverw altung bezogen.

Der Erfillungsaufwand fir die Verwaltung ergibt sich vor allem aus drei Vorgaben:

Vorgabe 1: Zurverfiigungstellen elektronisch gespeicherter unbearbeiteter Daten;
§ 12a Absatz1 EGovG

Aufgrund diverser Regelungsanderungen wird sich der Erflillungsaufwand fir die
Bereitstellung elektronisch gespeicherter Daten &ndem.

Die erste wesentliche Anderung ist, dass kiinftig samtliche Bundesbehérden
(bundesunmittelbare Koérperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechtes)
Open Data zur Verfiigung stellen missen. Bisher traf dies nur auf die Behorden der
unmittelbaren Bundesvemwaltung zu. Ausgenommen von der Pflicht sind die in § 3 Nr. 8
IFG genannten Stellen. Damitw irdsich die Zahl der verpflichteten Behdrden im (vermutlich)
zweistelligen Bereich erhohen. Eine genaue Definition des neuen Kreises betroffener
Behorden ist zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht mdglich, so dass deren Zahl nicht exakt

bestimmt werden kann. Es wird nach freier Schatzung von 20 Behérden ausgegangen,  ...{ Kommentiert [A18]: BMBF hatte um eine Ergénzung zur
L . . . . T Schétzung sg rundlag e g ebeten und hélt diese Bitte weiter

Fir die bereits zur V erdffentlichung von Open Data angehaltenen Behdrden ergeben sich aufrecht.

Uberwiegend geringfiigige Anderungen. So sind Open Data kiinftig ausschlieRlich in

maschinenlesbarer Form  bereitzustellen (Absatz 5). uRerdem werden

Ausnahmetatbesténde gestrichen, wie zum Beispiel, dass eine Bereitstellung nicht

erforderlich ist, w enn Daten auf anderen Plattformen bereits bereitgestellt wurden (vgl. ... ( Formatiert: Schriftfarbe: Blau, Hervorheben

Absatz 3 Nummer 3 neu). Diese Ausnahmeregelung gilt nun ausschlieBlich fir die neu vom
Anwendungsbereich des Gesetzes erfassten Forschungsdaten (vgl. Neufassung des

Absatzes 2 Nummer 5).] Bei bereits verpflichteten Behorden durften sich in den wenigen .. ke tiert [A19]: Vgl. Neufassung des Abs. 3 Nr. 3?

Fallen die Aufwande im geringen Umfang durch die Bereitsteliung w eiterer Datensatze
erhdhen, wenn bisher Ausnahmetatbestande genutzt wurden. Betroffen sind zum einen die
Prozesse der Datenlieferung durch die Abteilung, in w elcher die Daten produziert werden,
und zum anderen der Pruf- und Veréffentlichungsprozess durch eine in der Regel zentrale
Stelle innerhalb einer Behorde. Hierzu liegen aber keine naheren Informationen vor.

Eine zweite w esentliche Anderung liegt darin, dass samtliche Bundesbehérden die Stelle
eines Open-Data-Koordinatoren einzurichten und dauerhaft zu unterhalten haben.
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Wahrend dies die neu verpflichteten Bundesbehorden erstmalig umsetzen miissen, ist dies
bei den bereits verpflichteten Behérden nicht unbedingt neu. Knapp drei Viertel der
Behdrden gaben beieiner Abfrage Anfang2019—ca. 1,5 Jahre nach Inkrafttreten des § 12a
EGovG - an, mindestens einen Open-Data-Verantwortlichen in ihrer Behdrde verortet zu
haben. Ein Teil dieser Behdrden haben sogar zwei bis vier Verantwortliche bestellt. Der
Erfillungsaufwand &ndert sich fiir diese Behérden dann, wenn die kiinftige Planstelle des
Open-Data- Koordinators zu mehr oder weniger Aufwand zum Status quo fuhrt. Daruber ist
jedoch keine prazise Aussage moglich, da nur naherungsweise Informationen zum
zeitlichen Aufwand der bisher eingesetzten Open-Data-Verantwortlichen vorliegen.

(Ist-Stand)

Nach aktuellem Stand (lt. WebSKM-Datenbank) verursacht die Bereitstellung von Open
Data bei den Bundesbehdrden einen jahrlichen Aufwand von 400.000 EUR. Dies ist der
Wert aus der Schatzung des Erflillungsaufwandes fiir den Gesetzentwurf des 1. Open-
Data-Gesetzes. Der Erfillungsaufwand w urde mit den Annahmen berechnet, dass die
Bereitstellung eines Datensatzes zwischen 15 und 30 Minuten pro Fall dauert (12-24
EUR/Fall) und nur bei jenen Behdérden anzusetzen ist, die bisher keine (regulare)
Datenveroffentlichung betrieben. Zudem w urde angenommen, dass jede Behorde (von
denen es insgesamt 300 gibt) im Jahr zwischen 50 und 100 Datensatze verdffentlicht, d. h.
im Durchschnitt 75 Datensatze.

Zum Zeitaufwand liegen auf Basis aktueller qualitativer Aussagen Angaben fur die Priifung
eines Datensatzes (37,5 Minuten) und fiir dessen Veréffentlichung (20 Minuten) vor
(insgesamt: 57,5 Minuten). Damit liegen die ausgewerteten Zeitaufwande hoher als
urspriinglich angesetzt (ca. + 30 Minuten/Fall). Diese 57,5 Minuten w erden hier fir die
Berechnung zugrunde gelegt, wodurch die Kosten fiir die Verdéffentlichung eines einzelnen
Datensatzes bei 41,59 EUR liegen (Lohnsatz gD Bund: 43,40 EUR/Std.). Die Kosten liegen
somit etw a doppelt so hoch wie prognostiziert.

Nach der Evaluationsbefragung haben Behdrden bisher mehrheitlich statt der erw arteten
50 - 100 Datensatze im Median 30 Date nsatze seit Inkrafttreten des Open-Data-Gesetzes
veroffentlicht. Lediglich 6 Prozent der Befragten haben bisher 50 - 100 V er6ffentlichungen
erreicht. 8 Prozentgeben an, dass es mehr als 100 gewesen seien. Demnach haben etwa
14 Prozentder an der Befragung teilnehmenden Behorden das urspriinglich prognostizierte
Quorum erreichtbzw. Gbererflllt.

Damit liegt aktuell der Erfillungsaufwand ungefahrin einer Hohe von 112.000 EUR.
Laufender Erfiillungsaufwand (Soll-Stand)

Da seit der Erhebung des Umsetzungsstandes ca. 15 Monate vergangen sind und sich ein
groRerer Teil der Behérden (noch) nicht auf den Weg gemacht hatte, wird im Folgenden
der Soll-Erfillungsaufwand berechnet. Dieser beziffert den Aufwand, den die Behdrden
haben missten, wenn diese den Anforderungen des 1. Open-Data-Gesetzes in der
Zw ischenzeitim urspringlich geschatzten Umfang nachkdmen. Einschrankend wird darauf
verwiesen, dass von durchschnittlich 75 veréffentlichten Datensatzen je Behorde
ausgegangenw erden muss. Danach hatten die Behdrden fur die V erfligbarmachung von
offenen Daten einen laufenden Aufwand von 561.000 EUR.

Laufender Erfiillungsaufwand (kiinftig)

Durch die zu schaffenden Planstellen fir Open-Data-Koordinatoren in samtlichen
Bundesbehdrden wird der Aufwand insgesamt héher liegen.

Laut Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfullungsaufwands in
Regelungsvorhaben der Bundesregierung (S. 44) umfasst das Personenjahr 200
Arbeitstage. Dies entspricht 96.000 Minuten fiir eine Vollzeitstelle (200 Tage * 8 Stunden *
60). Entsprechend sind bei einer Vollzeitstelle 96.000 Minuten anzusetzen, ausgehend von
einer halben Stelle pro Behdrde 48.000 Minuten.
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Die Zahl der Behérden w ird fiir diese Berechnung mit 200 angesetzt. Darunter sind 180
Behdrden, die schon zuvorvom § 12a EGovG betroffen waren, sowie 20 neu verpflichtete
Behorden.

Die Ubernahme der Funktion der Open-Data-Koordinatoren kann durch Bedienstete des
gehobenen Dienstes erfolgen. Es ist nicht ausgeschlossen, dass an dieser
Aufgabenerfillung auch der héhere Dienst mitw irkt. Auf einen Einbezug des hdheren
Dienstes wird in der folgenden Schatzung verzichtet. Fiir die nachfolgende Berechnung
wird der Lohnsatz fiir den gehobenen Dienst des Bundes mit 43,40 EUR/Std.?
herangezogen.

Es w erdenkeine Sachkostenfir die Aufgabenwahrnehmung angesetzt. Es ist allerdings
maoglich, dass Aufwande fur Dienstreisen entstehen. Zusatzliche Kosten fir die A usstattung
Uber Blroarbeitsplatze, Anmietung von Raumlichkeiten und fiir die Beschaffung von IT-
Struktur oder Softwarelizenzen ist nichtauszugehen.

Zu berucksichtigen ist die unterschiedliche Stellenausgestaltung innerhalb der Behérden
beginnend mit einem Stellenanteil von 0,2 VzA bis hin zu maximal ist 1 VzA, sodass
Aufwande in Hohe von rund 4.197.648 EUR anfallen kdnnen. Gegenuber der vorherigen
Ist-Belastung bedeutet dies eine Steigerung von 4.085.351 Euro. Im Vergleich zur Soll-
Belastung um 3.636.161 EUR.

Vorgabe 2: Beratung zu Fragen der Bereitstellung von Daten; § 12a Absatz 9 EGovG

Zur Unterstiitzung der Behérden im Hinblick auf gesteigerte Bereitstellung und Qualitat
offener Daten sowie dem damit gegebenenfalls verbundenen Beratungsbedarf und der
Festlegung technischer Standards im Rahmen der V erordnungsermachtigungnach § 12a
Absatz12 EGovGistein Aufwuchs an Stellen beimKompetenzzentrum Open Data (CCOD)
des Bundesverwaltungsamtes notw endig. Ausgegangen wird dabei von zwei V ZA, eine
Stelle davon im héheren und eine im gehobenen Dienst.

Es wird angenommen, dass fiir den zuséatzlichen Beratungsbedarf eine Stelle im hoheren
Dienstsow ie eine Stelle imgehobenenDienstbendtigt werden. Bei einemLohnsatz in Hhe
von 43,40 Euro fur den gehobenen Dienst bzw . in Hohe von 65,40 Euro fir den héheren
Dienst entsteht dem Bundesverwaltungsamt durch die erw eiterten Beratungstatigkeiten
zusatzlicher jahricher Erfullungsaufwand von ca. 174.000 Euro.

Fir die Erflillung der Verpflichtungen aus Art. 1 ist darlber hinaus ein einmaliger
Erfillungsaufwand von 1.100.000 EUR aus Personal- und Sachkosten anzusetzen.

Vorgabe 3: Bereitstellung von Anwendungsprogrammierschnittstellen (API) fiir
dynamische Daten;§2i.V.m. § 8 DNG

Durch die Einfihrung des DNG w erden offentliche Stellen; 6ffentliche Unternehmen;
medizinische Einrichtungen und 6ffentlich finanzierte natirliche oder juristische Personen
der Forschung angehalten, bestimmte bereits vorhandene Daten in einem offenen und
maschinenlesbaren Format bereitzustellen. Im Fokus stehen dabei dynamische Daten.
Dynamische Daten sind Informationen, die in Echtzeit verfugbar sind bzw. in sehr kurzen
Zeitintervallen aktualisiet werden konnen. Fir die vorliegende Schatzung wird
angenommen, dass dies in erster Linie auf Daten zutrifft, deren Aktualisierungsintervalle
innerhalb w eniger Minuten erfolgen kdnnen. Hierzu zéhlen bspw. Daten iber den Strom-
und Wasserverbrauch oder Verkehrsdaten des 6ffentlichen Personennahverkehrs.

Das DNG verpflichtet nicht zur Erhebung oder Sammlung dynamischer Daten oder zur
Bereitstellung der Informationen als offene Daten. Dies erfolgt liber andere gesetzliche
Bestimmungen oder freiwillig durchden Bereitsteller. Jedoch definiertdas DNG das Format,

2 |eitftaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfillungsaufwandes in Regelungsvorhaben der
Bundesregierung, S. 56.
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in dem die bereits vorhandenen Echtzeitdaten zuganglich gemacht w erden sollen, sofem
die Erflllung der Formatanforderung fir Betroffene wirtschaftlich zumutbar ist.

Die Anforderung wird erfillt, wenn Einrichtungen bereits Uber geeignete
Anw endungsprogrammierschnittstellen (A Pl) fir den Austausch von Daten verfiigen. Alle
offentlichen Stellen und 6ffentliche Unternehmen, die Echtzeitdaten sammeln und die nicht
bereits vor Inkrafttreten des DNG Uber APl verfugen, werden nach Inkrafttreten zur
Anpassung ihrer Bereitstellungsmoglichkeiten verpflichtet. Das Umstellungserfordemis
kann dabei nur auf Einzelfalle zutreffen, da bislang keine Falle bekannt sind, in denen
dynamische Daten bereits bereitgestellt werden, dies jedoch nicht schon tber eine API
erfolgt.

Im Rahmen einer an McKinsey & Company vergebenen ,Aufwandsschatzung fir die
Einfiihrung eines registeriibergreifenden  ID-Managements* (2020)  zum
Onlinezugangsgesetz (OZG) wurde fir die Anpassung von bereits vorhandenen
Schnittstellen eine Kostenspanne von 15.000 EUR bis 280.000 EUR angegeben. Auf
erganzende Nachfrage des BMWi bei einem Dienstleister wurde als grobe Einschatzung
fur die Bereitstellung einer APl eine Aufwandsspanne von 10.000 bis 15.000 EUR genannt.
Es wird daher angenommen, dass im Einzelfall einmaliger Erflillungsaufwand von etwa
15.000 EUR anfallen kann.

Sofern die Bereitstellung von dynamischen Daten 6ffentlicher Stellen und &ffentlicher
Unternehmen mittels geeigneter Schnittstellen nicht bereits vor Inkrafttreten des DNG
erfolgt ist, resultiert durch die Pflege und Aktualisierung der APl ein regelmaliger
Erfillungsaufwand.

Einschatzungen, in welchem Umfang laufende Aufwande zu berlicksichtigen seien, gehen
auseinander. So wird im 0.g. McKinsey-Bericht argumentiert, dass dieser Aufwandsposten
nur geringe Unterschiede verursacht, weil er in klassischer Wartung und Pflege von
Softw arebestandteilen aufgeht. Einer vergleichbaren Ex-ante-Schatzung kann entnommen
w erden, dass laut BVA bei IT-Projekten von 15-20% der Investitionskosten pro Jahr fir
technische Anderungen, Erw eiterungen, etc. veranschlagt w erden kénnen. Weil eine API-
Schnittstelle einen Fremdzugriff auf die betriebseigene IT-Architektur als Risiko birgt, wird
in der vorliegenden Schatzung davon ausgegangen, dass adressierte Einrichtungen
regelmaRig in die Pflege der Schutzerfordernisse einer Schnittstelle investieren, um das
Risiko fir Angriffe zu reduzieren. Demnach wirden im Einzelfall regelmaRige Kosten in
Hohe von rund 3000 EUR fiir die Bereitstellung von dynamischen Daten mittels eine API-
Schnittstelle anfallen (15.000 *0,18).

Alle damit im Zusammenhang stehenden und auf den Bund entfallenden Mehrbedarfe an
Sach- und Personalmitteln, Verpflichtungsermachtigungen sowie Planstellen und Stellen
sind unmittelbar, vollstdndig und dauerhaft in den jeweiligen Einzelplanen
gegenzufinanzieren.

5. Weitere Kosten

Insgesamt sind positive volkswirtschaftliche Effekte zu erwarten. Die Studie ,, The Economic
Impact of Open Data — Opportunities for value creation in Europe” der Europaischen
Kommission aus demJahr 2020 gehtdavonaus, dass durch die Bereitstellungund Nutzung
offener Daten jahrliche Kosteneinsparungen zwischen 250 Millionen EUR und 14,8
Milliarden EUR in der 6ffentlichen V erwaltung innerhalb der Europaischen Union erreicht
w erden kénnen. Weiterhinist davon auszugehen, dass die Bereitstellung und Nutzung von
offenen Daten positive Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt entfaltet. Innerhalb der
Europaischen Union gehen Studien der Europaischen Zentralbank, des European
Economic Forecast und des Europaischen Zentrums fur die Férderung der Berufsbildung
bis zumJahr2025vomV orhandenseinvon 1,12 bis 1,97 Millionen Arbeitsplatzen mit Open-
Data-Bezug aus, was die Schaffung von weiteren 33.000 bis zu 883.000 Arbeitsplatzen
impliziert.
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6. Weitere Gesetzesfolgen

Gleichstellungspolitische Belange sind beriicksichtigt. Die Geschlechter sind in gleicher
Weise betroffen. Auch eine mittelbare geschlechterbezogene Benachteiligung liegt nicht
vor.

VIl. Befristung; Evaluierung

Eine Befristung oder gesonderte Evaluierung ist fir Artikel 1 nicht vorgesehen, da nach
Artikel 2 des Ersten Gesetzes zur Anderung des E-Government-Gesetzes vom 5. Juli 2017
eine Evaluierung innerhalb von vier Jahren erfolgt. In die Evaluation gemaR Artikel 2 des
Ersten Gesetzes zur Anderung des E-Government-Gesetzes vom 5. Juli 2017 flieRen die
Erkenntnisse der alle zw ei Jahre dem Bundestag vorzulegenden Fortschrittsberichte der
Bundesregierung gemaR § 12a Absatz 10 EGov G ein. Der gemeinsam mit der Evaluierung
zu Artikel 2 des Ersten Gesetzes zur Anderung des E-Government-Gesetzes erfolgende
Zw eite Bericht der Bundesregierung tber die Fortschritte bei der Bereitstellung von Daten
w ird dabei neben der Evaluierung der Schatzungen zu Erflllungsaufwanden des Ersten
Gesetzes zur Anderung des E-Government-Gesetzes vom 5. Juli 2017 insbesondere die
Indikatoren Anzahl veroffentlichter Datensatze auf GovData sowie die in Anspruch
genommenen Beratungsleistungen der ,Zentrale Stelle* gemal § 12a Absatz 9 EGovG
durch die einschlagigen Behdrden berucksichtigt.

Eine Befristung sieht das Gesetz aus Artikel 2 (Datennutzungsgesetz) nicht vor. Gemal
Artikel 18 der Richtlinie (EU) 2019/1024 wird die Kommission frihestens am 17. Juli 2025
eine Bew ertung der Richtlinie durchfiihren und ibermittelt dem Europaischen Parlament
und dem Rat sowie dem Europaischen Wirtschafts- und Sozialausschuss einen Bericht
Uber die wichtigsten Ergebnisse dieser Bewertung. Bei der Bewertung w erden
insbesondere der Anwendungsbereich und die gesellschaftlichen und w irtschaftlichen
Auswirkungender Richtlinie geprift, einschlielichdes Steigerungsgrads der Nutzung— vor
allem durch KMU — von Daten des offentlichen Sektors, der Auswirkungen der
hochwertigen Datensatze, der Auswirkungen der angewandten Grundsatze fur die
Bemessung der Entgelte und der Nutzung amtlicher Rechtsetzungs- und Vemwaltungstexte,
der Nutzung von Daten andererEinrichtungenals 6ffentlicher Stellen, der Verfugbarkeitund
Verwendung von Anwendungsprogrammierschnittstellen, des Zusammenwirkens der
Datenschutzvorschriften und der Moglichkeiten der Nutzung, w eiterer Moglichkeiten der
Verbesserung des reibungslosen Funktionierens des Binnenmarktes und der Férderung
der Entw icklung der Wirtschaft und des Arbeitsmarktes.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Gesetzes zur Férderung der elektronischen Verwaltung
(E-Government-Gesetz — EGovG))

Zu Nummer1

[Es handelt sich um eine redaktionelle Folgednderung aufgrund der durch die Ausweitung
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des Anwendungsbereichs und der Neuregelung der Verordnungserméchtigung notwendige
Anpassung der Uberschrift des § 12a.

Zu Nummer 2

[ Feldfunktion geéndert

[Es handelt sich um eine redaktionelle Folgednderung aufgrund der Ablésung des bisher
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geltenden Informationsweiterverwendungsgesetzes durch das Datennutzungsgesetz in
Artikel 2.

Zu Nummer3

Die Bundesregierung hat es sich zur Aufgabe gemacht, Deutschland als Vorreiter der
Digitalisierung in Europa zu etablieren. Die Richtlinie (EU) 2019/1024 setzt Impulse, um die
Weiterentwicklung der Open-Data-Politken der Mitgliedsstaaten zu forcieren.
Insbesondere die Bereitstellung von Daten ist vor diesem Hintergrund kontinuierlich zu
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verbessem, der Adressatenkreis der im E-Government-Gesetz Verpflichteten zu erweitem
und Ausnahmetatbestande soweit wie mdglich einzuschranken.

Zu Buchstabe a

Die Anpassung der Uberschrifterfolgt aufgrund der Neuregelungdes Anwendungsbereichs
infolge der Anderung des § 12a Absatz 1 Satz 1, durch die nunmehr auch Behérden der
mittelbaren Bundesvemwaltung einbezogen werden. Die im neuen Absatz 12 geregelte
Verordnungsermachtigung war auRerdem als Bestandteil in die Uberschrift aufzunehmen.

Zu Buchstabe b

Die Bundesregierung mochte die Datenbereitstellung durch staatliche Behdrden
verbessem und erweitern. Mit Blick auf eine méglichstumfassende Veréffentlichung offener
Daten des Bundes ist daher auch der Kreis der durch § 12a EGovG verpflichteten
Datenbereitsteller auszuweitenvon den Behdrden der unmittelbaren Bundesverwaltung auf
alle Behorden des Bundes einschlieBlich der bundesunmittelbaren Korperschaften,
Anstalten und Stiftungen des o6ffentlichen Rechts. Dies gilt insbesondere vor dem
Hintergrund, dass weniger die obersten Bundesbehtrden, sondern vielmehr die
schwerpunktmaRig operativ arbeitenden Geschéaftsbereichsbehdrden, zu denen auch die
mittelbare Bundesverwaltung gehort, zur Erfillung ihrer 6ffentlich-rechtlichen Aufgaben
Daten erheben. Der im Koalitionsvertrag fiir die 19. Legislaturperiode festgeschriebene
Wille, eine solche Erweiterung im Rahmen eines zweiten Open-Data-Gesetzes zu
vollziehen, wird weiterhin durch die Bundesregierung sowie die Koalitionsparteien
bekraftigt. Der Begriff der Behdrde entspricht hierbei der Regelung des § 1 Absatz 4 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes.

Ziel der Bundesregierungist es, die Qualitdt der Datenbereitstellung und -nutzung im
Hinblick auf das Innovationspotenzial von Daten fiir Gesellschaft, Wirtschaft, Wissenschaft
und Staat zu verbessem. Hierflir miissen offene Daten maschinenlesbar bereitgestelt
werden. Der Begriff der Maschinenlesbarkeit entspricht dabei dem Verstandnis der
Richtlinie (EU) 2019/1024. Darin heiltes, ein Dokument sollte als maschinenlesbar gelten,
w enn es in einem Dateiformat vorliegt, das so strukturiert ist, dass Softwarearwendungen
die konkreten Daten einfach identifizieren, erkennen und extrahieren kénnen. Daten in
Dateien, die in maschinenlesbarem Format strukturiert sind, sollten als maschinenlesbare
Daten gelten. Ein maschinenlesbares Format kann offen oder proprietar sein. Es kann
einem formellen Standard entsprechen oder nicht. Dokumente, die in einem Dateiformat
kodiert sind, das eine automatische V erarbeitung einschrankt, weil die Daten nicht oder
nicht ohne Weiteres aus ihnen extrahiert werden kénnen, sollten nicht als maschinenlesbar
gelten.

Diese MaRnahme entspricht auch den Empfehlungen der Datenethikkommission der
Bundesregierung, die fur die Entw icklung der europaischen Datenw irtschaft im Zugang
europaischer Unternehmen zu geeigneten nicht-personenbezogenen Daten in geeigneter
Qualitat einen zentralen Faktor sieht. Auch die KI-Strategie der Bundesregierung sieht in
maschinell erzeugten Daten eine wichtige Ressource.

Zur besseren Klarstellung des Anwendungsbereichs wurde daher das Erfordernis der
Maschinenlesbarkeit vom bisherigen Absatz 5 in Absatz 1 Gbertragen.

Zu Buchstabe c

Im Rahmen des Koalitionsvertrages zwischen Union und SPD w urde vereinbart, dass
Forschungsdatensystematisiert und nachhaltigzuganglich gemacht werdensollen. Ziel der
Anderung des bisherigen § 12a Absatz 2 Nummer 5 ist es daher, die Bereitstellung von
unbearbeiteten Forschungsdaten zu steigern. Die Bereitstellung von Forschungsdaten
durch den Bund kann eine Kultur der ,Open Science” beférdem, deren Ziel hohere
Vergleichbarkeit und Reproduzierbarkeit von Forschungsergebnissen ist. Dabei ist die
Bereitstellung von Rohdaten aus der Forschung in vielen internationalen
w issenschaftlichen Fachzeitschriften bereits heute eine notwendige Bedingung zur
Annahme von Fachbeitragen. Durch die Vereinfachung des Zugangs zu Forschungsdaten
im Zuge der Bereitstellung lber das nationale Metadatenportal GovData w erden
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Eintrittsbarrieren fir die Durchfiihrung s pezifischer wissenschaftlicher Forschungsvorhaben
verringert, w odurch die Anzahl an Forschungsvorhaben sowie deren Replizierbarkeit
gesteigertwerden kann[. Den Besonderheiten im Rahmen von Forschungsdaten wurde im
Hinblick auf eine verzdgerte Bereitstellungspflicht in Absatz 4 Satz 3 und durch die
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Regelung des Abs. 3 Nr. 3, der Forschungsdaten von der Pflichtzur V eréffentlichung Uber
GovData befreit, Rechnung getragen.

~| Kommentiert [A20]: Nicht nur die verzog erte

Durch den neu gefassten § 12a Absatz 2 Nummer 5 wird zudem klargestellt, dass Daten, |

die personenbezogene Daten enthalten, nur in anonymisierter Form bereitgestellt werden
kénnen. Datensatze dirfen nach diesem Gesetz auch in solchen Fallen nicht bereitgestelit
w erden, bei denen im Anschluss an eine Veroffentlichung eine Re-ldentifizierung durch
Verknupfung mit anderen, 6ffentlich zuganglichen Daten nicht ausgeschlossen werden
kann.

Dies ist mit europarechtlichen Vorgaben vereinbar, insbesondere mit der Richtlinie (EU)
2019/1024. Nach Art. 1 Abs. 2 Richtlinie (EU) 2019/1024 gilt diese nicht fiir Dokumente, die
nach den Zugangsregelungen der Mitgliedstaaten aus Grinden des Schutzes
personenbezogener Daten nicht zuganglich sind. Die Richtlinie setzt mithin voraus, dass
die Mitgliedstaaten zum Schutz von personenbezogenen Daten den Zugang zudiesen nach
nationalem Recht ausschlieBen kénnen. Auch Erw dgungsgrund 52 der Richtlinie (EU)
2019/1024 macht deutlich, dass allenfalls anonymisierte Daten bereitgestellt w erden
missen, denn ,die Anonymisierung von Informationenstelltein Mittel dar, umdas Interesse
daran, Informationen des 6ffentlichen Sektors moglichst weiterverwendbar zu machen, und
die aus dem Datenschutzrecht erwachsenden Verpflichtungen miteinander zu
vereinbaren .

Durch die Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1024 ist die ausdriickliche gesetzliche
Klarstellung geboten, dass personenbezogene Daten nach § 12a Absatz 1 Satz 1 nicht als
offene Daten bereitgestellt werden diirfen. Andernfalls konnten die unmittelbar geltenden
Vorgaben der DSGV O nicht eingehalten werden. Wenn bereitgestellte Daten nach dem
Datennutzungsgesetz offen zum ggf. massenhaften Dow nload zur Verfligung gestellt
w erden missen, kdnnte z.B. nicht sichergestellt werden, dass personenbezogene Daten
nur in solche Drittlander tbermittelt werden, bei denen die V oraussetzungen hierflr nach
dem funften Kapitel der Datenschutz-Grundverordnung vorliegen.

Zu Buchstabe d

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung.
Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung aufgrund der Streichungdes § 12a
Absatz 3 Nummer 3 EGovG.

?u [Doppelbuchstabe cd

Bereitstellung spflicht trag t der besonderen Situation inder
Wissenschaft Rechnung ; daher Verweis auf die neue Nummer
3 erganzt
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Das nationale Metadatenportal GovData ist der zentrale Zugangspunkt fur offene
V erwaltungsdaten von Bund, Landern und Kommunen. Die auf GovData verdéffentlichten
Metadaten w erden ebenso wie die Daten der anderen europaischen Datenportale vom
Europaischen Datenportal ,geharvestet® und sind damit Teil einer europaischen
Dateninfrastruktur fir die Bereitstellung offener Daten. Befinden sich offene
Verwaltungsdaten auf Portalen, die nicht an das nationale Metadatenportal angebunden
sind, w erden sie von den Datennutzern haufig nicht oder nur mit viel Aufwand gefunden.
Ziel muss es daher sein, die Auffindbarkeit zu verbessern, indem offene Daten Uber
GovData zuganglich gemacht w erden. Diesem Ziel soll mit der Streichung von § 12a

Absatz 3 Nummer 3 EGovG Rechnung getragen werden]An die Stelle der alten Nummer

Kommentiert [A21]: Das ist die Begrindung fir die
Streichung der alten Nr. 3, was fehlt ist eine Beg riindung fiir
die Einfihrung der neuen Nr 3

Kommentiert [A22]: Vorschlag: Anseine Stelletritt eine
Neuregelung, die Forschung sdaten von der generellen Pflicht
zur Veroffentlichung lber GovData befreit, wenn diese bereits
Uber andere offentliche Portale zug anglich sind. Damit wird die
besondere Verdffentlichung spraxis von Forschung sdaten z.B.
Uber wissenschaftsspezifische Open Access Portale
beriicksichtigt.

3 tritt eine neue Nummer 3, die Forschungsdaten von der generellen Pflicht zur
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V eroffentlichung Uber GovData befreit, wenn diese bereits uber andere offentliche Portale
zuganglich sind. Damit w ird die besondere V erdffentlichungspraxis von Forschungsdaten
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z.B. Uber wissenschaftsspezifische Open Access Portale berucksichtigt
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Zu Buchstabe e

§ 12a Absatz 3a erganzt die Regelung von § 12a Absatz 2 Nummer 5. Aus den erlauterten
Grinden wird klargestellt, dass personenbezogene Daten nicht bereitgestellt w erden
missen.

Unberihrt bleiben die andemweitigen bisherigen Ausnahmetatbestande.

Zu beachten bleibt weiterhin die bereits im Rahmen der Einfihrung des § 12a getatigte
Klarstellung, dass ein Hinderungsgrund aufgrund der normierten Ausnahmetatbestande
bereits dann vorliegt, wenn in einer Sammlung von Daten einzelne Daten von einem
Hinderungsgrund erfasst werden. Dies dirfte regelmafig bei Registern der Fall sein.

Zu Buchstabe f

In Bezug auf Daten, die zu Forschungszwecken erhoben wurden, wird die Besonderheit
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erkannt, dass nach den Regeln w issenschattlichen Arbeitens eine V eroffentlichung in der
Regel erst erfolgt, sobald das der Datenerhebung zugrundeliegende Forschungsvorhaben
abgeschlossen und der Forschungszweck erflllt ist. Durch die hier begriindete Moglichkeit
der verzogerten Bereitstellung wird ein Ausgleich geschaffen zwischen der Notw endigkeit,
auch im Bereich von Wissenschaft und Forschung die Bereitstellung offener Daten zu
erhohen, und dem Erfordernis, der erhebenden Stelle die Mdglichkeit einzurdumen,
zunachst das Ziel der Datenerhebung in Form des Abschlusses des Forschungsvorhabens
und des Erreichens des Forschungsziels zu erreichen.

Zu Buchstabe g

Diese Streichung ist die Folge der Aufnahme des Maschinenlesbarkeitserfordemisses in
Absatz 1 Satz 1. Durch die Streichung des Abs. 5 Satz 1 kann das Erfordernis, dass Daten
maschinenlesbar bereitgestellt w erden sollen, im Anwendungsbereich gemall Abs. 1
definiert werden. Dies erleichtert die Handhabung des Gesetzes und stellt klar, dass die
Pflicht zur Bereitstellung in maschinenlesbarem Format keine Pflicht zur Umw andlung von
Daten in ein maschinenlesbares Format begriindet.

Zu Buchstabe h

Diese Anderungen dienen als redaktionelle Folgednderungen der Erw eiterung des
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Anwendungsbereichs.
Zu Buchstabe i

Die Bundesregierung hat in ihrem ersten Bericht Uber die Fortschritte bei der Bereitstellung
von Daten (Drucksache 19/14140) festgestellt, dass im Hinblick auf die Bedeutung, die
offene Daten fiir das Gemeinwohl zuerkannt wird und die Schwierigkeiten, die im Rahmen
der Bereitstellung auftreten kdnnen, auch die einzelnen Behérden des Bundes mehr
Unterstutzung bei der alltaglichen Bereitstellung bekommen missen. Mit der Schaffung
eines zentralen Koordinators fiir Open Data wird die Rolle von Open Data in jeder Behérde
des Bundes nun aktiv bestarkt. Dem 1. Open-Data-Fortschrittsbericht zufolge gaben 57%
der Behdrden, die an der Befragung teilnahmen, an, dass nicht gentigend Ressourcen
vorhanden seien, um sich mit dem Thema Open Data auseinanderzusetzen. 40% der
Behorden, die an der Befragung teilnahmen, sagten aus, dass Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter nur Gber unzureichendes Wissen im Umgang mit offenen Daten verflgten und
38% der Behorden, die an der Befragung teilnahmen, gaben an, dass Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter Uber unzureichendes Wissen Uber die Potenziale der Weiterverwendung
bereitgestellter Daten verfligten.

Ein Open-Data- Koordinator bzw. eine Open-Data-Koordinatorin wirkt daherin der Funktion
als zentraler Beratungs- und Ansprechpartner auf die Durchsetzung der Ziele des Bundes
im Hinblick auf die Bereitstellung unbearbeiteter, offener Daten hin. Die Aufgabengebiete
umfassen dabei die Schulung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zur Sensibilisierungim
Umgang mit offenen Daten gemal der Definition des § 12a und die Beratung im
Zusammenhang mit der Bereitstellung offener Daten. Dabei wirkt der Open-Data-
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Koordinator bzw. die -Koordinatorin auf die Konformitat mit gemall § 12a Absatz 1
erlassenen Verordnungen zu Veroffentlichungsprozessen, Formatanforderungen und
technischen Schnittstellen zu Veroffentlichungsportalen hin. Dies schlieft auch die
Erstellung von Leitfaden zur Bereitstellung offener Daten durch die Behorde ein.

Weiterhin dient der Koordinator bzw. die Koordinatorin als zentraler Ansprechpartner der
Behorde fur die zentrale Stelle gemall des neuen § 12a Absatz 10. Auch bei einer
Steigerung der Personalkapazitaten des Kompetenzzentrums Open Data ist die Schaffung
solcher Koordinatoren innerhalb der Behérden notwendig. Sie sind als notwendige ,Mittler*
zwischen ihrer Behérde und dem CCOD sowie dem Metadatenportal GovData zu
verstehen. Erst die Erkenntnis, dass tberhaupt offene Daten in der jew eiligen Behorde
vorhanden sind(Frage des ,,Ob*), fUhrt zu einer Kontaktaufnahme zum CCOD (bzgl. Fragen
des ,Wie®). Aus demo. g. Fortschrittsberichtergibt sich, dass 79% Prozent der Befragten
die Angebote des CCOD gar nicht genutzt haben, unter anderem, w eil nach ihrer
Einschatzung kein Bedarf bestand. Hieraus ergibt sich die Notw endigkeit, in den Behdrden
selbst anzusetzen.

Anders als beispielsweise ein Datenschutzbeauftragter ist der Open-Data-Koordinator / die
Open-Data-Koordinatorin als Rolle im Sinne eines ,single point of contact” fiir die offenen
Daten in der Behérde zu verstehen. Einem Datenschutzbeauftragten gleichende Rechte
und Pflichten sind explizit nicht vorgesehen. Die im hiesigen Erfillungsaufwand
festgelegten VzA von 0,2 bis 1 geben den einzelnen Behérden erheblichen Spielraum bei
der konkreten Ausgestaltung, sodass ein Einklang zwischen Entscheidungsfreiheit der
Behorde und Verbesserung der Bereitstellungsprozesse fiir offene Daten durch die
Behorde gefunden wird.

Der / die Koordinator/in ist grundséatzlich in einer geeigneten Organisationseinheit
seiner/ihrer Behorde zu verorten, die fur die Gestaltung der Datenprozesse der Behorde
verantwortlich ist, und untersteht weiterhin dem Weisungsrecht des Dienstvorgesetzten.

Zur Unterstitzung der Open-Data- Koordinatoren wird dariber hinaus durch das
Kompetenzzentrum Open Data ein Musterdatenkatalog erarbeitet, anhand dessen die
regelmafig in den Behdrden anfallenden Daten schnell identifiziert w erden kdnnen.
AuBerdem werden in Zusammenarbeit mit der Bundesakademie fur die offentliche
Verwaltung (BakéV) Schulungskonzepte erstellt, die zur Fortbildung von Open-Data-
Koordinatoren im Rahmen der Datenkompetenz beitragen sollen. Dadurch kénnen
innerhalb der Behdrden Regelprozesse erarbeitet werden, die sich mittelfristig auch positiv
auf den laufenden Erfillungsaufwand auswirken w erden.

Komplementér zu § 12a Absatz 3 Nr. 1a EGoV G w erden auch bei Absatz 9 Stellen nach
§3 Nr. 8 Informationsfreiheitsgesetz von der Einrichtung eines dementsprechenden
Verantwortlichen ausgenommen.

Zu Buchstabe j

Bei der Neunummerierung handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung aufgrund des
Einfligens des neuen Absatzes 9.

Zu Buchstabe k

Zur besseren Regelung einheitlicher Standards zur Datenbereitstellung und einer
flexibleren Gestaltung technischer Einzelheitenist eine V erordnungsermachtigung fir den
Kompetenzbereich der Behdrden des Bundes notwendig. Der Verordnungsgeber kann
insow eit im Einvernehmen mit den tibrigen Bundesministerien sowie den Beauftragten der
Bundesregierung fur geeignete Datenkategorien durch Rechtsverordnung Vorgaben zu
Formaten, Schnittstellen und Verdffentlichungsprozessen definieren. Durch die Mdglichkeit
zur Schaffung datenspezifischer Vorgaben tragt die V erordnungsermachtigung einem Ziel
der KI-Strategie der Bundesregierung Rechnung, demzufolge die Entwicklung von
Standards flur Datenformate und Schnittstellen geférdet werden soll. Das
Bundesministerium des Innem, fiir Bau und Heimat ist dabei aufgrund der Zustandigkeit fiir
Verwaltungsorganisation der geeignete Verordnungsgeber.
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Zu Nummer4

Zu Buchstabe a

Die Bereitstellung von offenen Daten bedeutet fiir die Behdrden einen zusatzlichen
Aufwand. Aus diesem Grund giltfiir die nunmehr neuin den Anwendungsbereich des § 12a
einbezogenen Behorden der mittelbaren Bundesverwaltung eine maximal zw 6lfmonatige
Ubergangsfrist fiir die Bereitstellung zum Aufbau der notwendigen technischen und
personellen Kapazitaten. Sollten im Einzelfall erhebliche technische Anpassungen
erforderlich sein und diese einen unverhaltnismalig grolRen Aufwand verursachen,
verlangert sich der Zeitraum flr die erstmalige Bereitstellung der Daten w eiterhin nach
Absatz2 Satz 2 auf bis zu zwei Jahre. Fir die bereits im Rahmen der vorherigen
Anderungsnovelle des EGovG im Jahr 2017 von der Pflicht nach § 12a betroffenen
unmittelbaren Bundesbehérden wird keine neue Ubergangsfrist geschaffen.

Zu Buchstabe b

Die Regelung dient der Berticksichtigung der Besonderheiten bei der erstmaligen
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Einbeziehung von Forschungsdaten.

Zu Artikel 2 (Gesetz fiir die Nutzung von Date n des 6ffentlichen Sektors)
Zu § 1 (Zweck des Gesetzes, Prinzip der offenen Daten)

Zu Absatz 1

§ 1 Absatz 1 bestimmt den Gesetzeszweck.

Die V orschrift dientder Umsetzung von Artikel 1 Absatz 1 erster Satzteil der Richtlinie (BU)
2019/1024.

Zu Absatz 2

§ 1 Absatz 2 fiihrt den Open-Data-Grundsatz ein, w onach Daten im Anwendungsbereich
dieses Gesetzes nach Mdglichkeit ,konzeptionell und standardmaRig offen (open by
defaultand by design) erstelltwerden sollen. Mit Einflihrung dieses Grundsatzes sollneben
den Regelungen zur Nutzung von Daten ein Impuls fiir die Datenbereitsteller gesetzt
w erden, die proaktive Bereitstellung in der Gestaltung der Datenverwaltungin Betracht zu
ziehen. Die V orschrift begriindet keine Bereitstellungspflicht.

Die Regelung setzt Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2019/1024 um.
Zu § 2 (Anwendungsbereich)
Zu Absatz 1

Absatz 1 regelt den sachlichen Anwendungsbereich des Gesetzes und dient der
Klarstellung, dass das Gesetz weder einen Zugangsanspruch zu Daten einfihrtnoch eine
Bereitstellungspflicht begriindet. Nach Absatz 1 findet das Datennutzungsgesetz
Anwendung, wenn ein subjektiv-rechtlicher Anspruch besteht (Nummer 1), wenn eine
gesetzliche Bereitstellungspflicht besteht (Nummer 2) oder wenn Daten freiwilig
bereitgestellt werden (Nummer 3).

Nummer 1

Nummer 1 erstrecktden sachlichen Anwendungsbereich des Gesetzes auf Daten, die nach
anderen gesetzlichen Bestimmungen zuganglichsind. Hierunterfallen z.B. Anspriiche nach
dem Informationsfreiheitsgesetz des Bundes sowie sonstige uneingeschrankte Anspriiche
auf Einsichtnahme.

Nummer 2

Nach Nummer 2 gilt das Gesetz fiir Daten, die nach einer gesetzlichen Pflicht bereitgesteltt
w erden. Darunter konnen Open-Data-Regelungen wie § 12a EGovG fallen, soweit diese
die Nutzungsbedingungen der Daten nicht abschlieBend regeln und nach Absatz 5
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(Unberihrtheitsklausel) als weitergehende Rechte der Datennutzung zu verstehen sind. Im
Ubrigen kénnen  auch  spezialgesetzliche  Veroffentlichungspflichten  (z.B.
Energiew irtschaftsgesetz) darunterfallen, soweit die Daten durch die Bereitsteller nach
Absatz bereitgestellt werden.

Nummer 3

Nach Nummer 3 findet das Gesetz Anwendung auf Daten, die durch Bereitsteller nach
Absatz 2 freiwillig zur Nutzung bereitgestellt werden.

Zu Absatz 2

Der Anwendungsbereich des Gesetzes beziehtsich auf offene sowie vorhandene Daten.
Die Begriffe sind nicht kumulativ zu verstehen. Erfasst sind danach einerseits fir die
Offentlichkeit bereitgestellte Daten in offenen Formaten, andererseits erstreckt sich der
Anwendungsbereich wie im IWG w eiterhin auf vorhandene Daten. Der Begriff des
Vorhandenseins stellt klar, dass das Gesetz keinen V erschaffungsanspruch einfihrt (BT-
Drks. 16/2453, S. 12). Das DNG verpflichtet nicht zur Erstellung oder Anpassung von Daten
(vgl.§ 7).

§ 2 Absatz 2 weitet den geltenden Anwendungsbereich Gber 6ffentliche Stellen hinaus aus,
die bereits gemaf § 1 Absatz 1 IWG erfasst sind.

Die Regelung dient der Umsetzung von Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/1024.
Zu Nummer1

Nach § 2 Absatz 2 Nummer 1 sind 6ffentliche Stellenim Anwendungsbereich der Richtlinie
(EU) 2019/1024 erfasst. Dies entspricht der Vorgangermregelung aus § 1 Absatz 1 IWG.

Die Regelung dient der Umsetzung von Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/1024.
Zu Nummer2

§ 2 Absatz 1 Nummer 2 erw eitert den Anwendungsbereich entsprechend der neugefassten
Richtlinie (EU) 2019/1024 auf offentliche Unternehmen bestimmter Bereiche der
Daseinsvorsorge.

Danach sind 6ffentliche Unternehmen auf dem Gebiet der Wasser-, Energieversorgung und
des Verkehrs erfasst. Dies entspricht Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie (EU)
2019/1024, wonach 6ffentliche Unternehmen vom Anwendungsbereich erfasst sind, die in
den in der Richtlinie 2014/25/EU festgelegten Bereichen tatig sind. Die Tatigkeitsbereiche
der Richtlinie 2014/25/EU sind in § 102 Absétze 1 bis 6 GWB und der Verordnung uber die
V ergabe von offentlichen Auftragen im Bereich des V erkehrs, der Trinkw asserversorgung
und der Energieversorgung umgesetzt. Der Verkehrsbereich ist wegen
Sachzusammenhangs mit der Verordnung (EG) Nr. 1307/2007 uber o&ffentiiche
Personenverkehrsdienste aus Schiene und Strale zusammengefasst.

Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b ii) bis iv) der Richtlinie (EU) 2019/1024 werden nicht
umgesetzt, da in Deutschland keine 6ffentlichen Unternehmen als Luftfahrtunternehmen
oder Gemeinschaftsreeder tatig sind. Nach dieser Regelung sind Betreiber eines
offentlichen Dienstes gemal®  Artikel2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007,
Luftfahrtunternehmen, die gemeinw irtschaftliche V erpflichtungen gemaR Artikel 16 der
Verordnung (EG) Nr. 1008/208 erfullen, oder Gemeinschaftsreeder, die V erpflichtungen
des offentlichen Dienstes gemaf Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 3577/92 erflillen,vom
Anwendungsbereich der Richtlinie erfasst. Fir Deutschland gehen diese V orschriften ins
Leere, da keine 6ffentlichen Unternehmen in diesen Bereichen tatig sein.

Zu Nummer3

Der Anwendungsbereich erfasst Giber die Begrenzung 6ffentlicher Unternehmen hinaus
medizinische Einrichtungen. Die COV ID-19-Krise zeigt auf, dass Datennutzung aus dem
Bereich der Gesundheitsversorgung eine neue gesamtgesellschaftliche und
gesamtwirtschaftliche Bedeutung zukommt. Die Pandemie hat verdeutlicht, dass die
Nutzung von Daten wie Infektionszahlen, Reproduktionswerten, Sterbezahlen oder
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Intensivbettenkapazitaten fiir staatliche und private Entscheidungstrager sowie fir die
Wissenschaft und Forschung maRgeblich ist. Im Lichte der Krise sollte gerade die Nutzung
dieser Daten zielgerichtet vereinfacht w erden. Dies ist insbesondere der Fall, wenn
zugangliche Daten (etw a Bettenkapazitaten) auch fur Dritte nutzbar gemacht werden, um
Innovationen auf dieser Grundlage zu beférdem. Dies beglinstigt zugleich
Digitalisierungsbestrebungenim Gesundheitswesen.

ku Nummer4

§2 Absatz2 Nummer 5 entspricht Artikel 1 Absatz 1 Buchstabec in Verbindung mit
Artikel 10 der Richtlinie (EU) 2019/1024. Die Regelungen der Richtlinie zu
Forschungsdaten sind derartumgesetzt, dass § 2 Absatz 1 Regelungsadressaten auflistet.
Forschungsdaten aus 6ffentlich finanzierten Forschungsvorhaben von Unternehmen der

ewerblichen Wirtschaft fallen nicht in den Anwendungsbereich des

Datennutzungsgesetzes. Hochschulen, soweit sie Forschungsdaten sammeln, fallen .
ausschlieRlichunter §2 Il Nr. 4. Sie gelten nichtals 6ffentliche Stellenim Sinne des §2 Abs.2 *
Nr. 1.

--| Kommentiert [A23]:

den institutionalisierten Normadressaten der Nummer 4 zu
™, | berlicksichtigen.

Vorschlag: Forschende sind als Datenbereitsteller subsidiar zu

{ Formatiert: Schriftfarbe: Blau, Hervorheben

.Zu Nummer 5:

Formatiert: Hervorheben

Forschende sind als Datenbereitsteller nur subsididr zu den institutionalisierten “(_(Formatiert: Schriftart: Fett, Hervorheben

Normadressaten der Nummer 4 zu bertlicksichtigen,

(
[ Formatiert: Hervorheben
(

“(_ Formatiert: Schriftfarbe: Blau

)

“| Kommentiert [A24]:

Vorschlag : Hochschulen, soweit sie Forschung sdaten
sammeln, fallen ausschlieBlichunter §2 11 Nr. 4. Sie gelten
nicht als 6ffentliche Stellenim Sinne des §2 Abs.2 Nr. 1.

Zu Absatz3
§ 2 Absatz 3regeltdie AusnahmenzumAnwendungsbereich des Gesetzes. Dies entspricht

- Ju Ju Ju o ) v

Artikel 1 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2019/1024.
Zu Nummer1

§ 2 Absatz 3 Nummer 1 fasst die Einschrankungen des sachlichen Anwendungsbereichs
zusammen.

Buchstabe a entspricht § 1 Absatz2 Nummern 1 und 2 des IWG. Danach sind gilt das
Gesetz nichtfiirDaten, an denen kein oder ein eingeschranktes Zugangsrecht besteht. Kein
Zugangsrecht besteht, wenn der Zugang oder die Bereitstellung nicht in anderen
gesetzlichen Bestimmungen geregelt ist und die Daten nicht bereits verdffentlicht wurden.
Ausgeschlossen sind damit z.B. Verschlusssachen oder Daten, die inteme
V erwaltungsvorgange betreffen und nicht zuganglich sind.

Buchstabe b dient der Umsetzung von Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe h der Richtlinie (EU)
2019/1024.

Buchstabe ¢ entspricht Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe c der Richtlinie (EU) 2019/1024.
Buchstabe d entspricht Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe d iii) der Richtlinie (EU) 2019/1024.

Buchstaben e bis g setzen Artikel 1 Absatz 2 Buchstabed und e der Richtlinie (EU)
2019/1024 um.

Buchstabe h entspricht § 1 Absatz 2 Nummer 8 des IWG und schlief3t Vorschriften des
Bundes oder Lander uUber den Zugang der Offentlichkeit zu Geodaten oder zu
Umw eltinformationen vom Anwendungsbereich auf, soweit die Daten danach kostenlos,
maschinenlesbar und mit Anwendungsprogrammierschnittstelle verfugbar sind.

Zu Nummer 2

§2 Absatz3 Nummer 2 betrifft Ausnahmen des Anwendungsbereichs fiir 6ffentliche
Unternehmen.

Nach Buchstabe a sind Daten 6ffentlicher Unternehmen nicht erfasst, die nichtim Rahmen
ihrer Tatigkeit aus dem Anwendungsbereich des Gesetzes erstelltwurden.
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Nach Buchstabe b sind Daten 6ffentlicher Unternehmen nicht erfasst, die mit unmittelbar
dem Wettbew erb ausgesetzten Tatigkeiten zusammenhangen und daher geman Artikel 34
der Richtlinie 2014/25/EU nicht den V orschriften flr die Auftragsvergabe unterliegen. Der
Verweis nimmt Bezug auf das Freistellungsverfahren nach der Sektorenrichtlinie. Danach
w aren Daten offentlicher Unternehmen nicht erfasst, die bereits von vergaberechtlichen
Vorschriften nach diesem Freistellungsverfahren ausgenommen sind. Die Freistellung
erfolgt auf der Grundlage eines Beschlusses der Europaischen Kommission. Fir
Deutschland hat die Europaische Kommission bislang folgende Freistellungsbeschlisse
erlassen:

- Freistellungsbeschluss vom 24.4.2012 hinsichtlich der Erzeugung und dem GroRhandel
von Strom aus konventionellen Quellen (2012/218/EU);

- Freistellungsbeschluss vom 15.9.2016 in Bezug auf den Vertrieb von Strom und Gas an
Letztverbraucherin Deutschland (2016/1674/EU).

Die Regelung entspricht Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie (EU) 2019/1024.
Zu Nummer3

§2 Absatz 3 Nummer 3 entspricht  der Vorgangerregelung aus
§ 1 Absatz 2 Nummer 2a IWG. Die redaktionelle Anderungisteine wortgleiche Umsetzung
der Richtlinienédnderungin Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe g Richtlinie (EU) 2019/1024.

Zu Nummer 4 und Nummer5

Die Vorschriften andern lediglich redaktionell die Vorgangerregelung aus
§ 1 Absatz2 Nummer 5 sowie Nummer 7 IWG. In Bezug auf Daten soll der Begriff des
Besitzes vermieden werden, um die Annahme eines kdérperlichen Gegenstands
auszuraumen.

Zu Nummer 6

§ 2 Absatz 3 Nummer 6 nimmt Bildungseinrichtungen der Sekundarstufe und darunter vom
Anwendungsbereich des DNG aus. Bei allen sonstigen Bildungseinrichtungen sind Daten,
die keine Forschungsdaten im Sinne des §2 Absatz1 Nummer4 DNG sind,
ausgenommen. Die Regelung entspricht Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe k der Richtlinie (EU)
2019/1024.

Zu Nummer?7

§2 Absatz3 Nummer 7 nimmt Daten von Forschungseinrichtungen und
Forschungsfordereinrichtungen vom Anwendungsbereich des Gesetzes aus, die keine
Forschungsdatenim Sinne des Absatzes 1 Nummer 4 IWG sind. Die Regelung entspricht
Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe | der Richtlinie (EU) 2019/1024.

Zu Absatz 4
Die Regelung entspricht der Vorschriftaus § 1 Absatz 3 IWG.
Zu Absatz 5

Nach § 2 Absatz 5 gilt das Recht der Datenbankhersteller geman Artikel 7 Absatz 1 der
Richtlinie 96/9/EG nicht fur die Nutzung 6ffentlicher Stellen im A nw endungsbereich dieses
Gesetzes. Der Ausschluss entspricht der Rechtsprechung, die § 5 Urheberrechtsgesetz auf
§§ 87a ff. Urheberrechtsgesetz zur Frage der Informationsweiterverwendung entsprechend
angew endet hat (V GHBaden-Wirttemberg, Urteil vom 7.5.2013, Az. 10 S 281/12, NJW
2013, 2024, 2045, Rn. 49).

Zu § 3 (Begriffsbestimmungen)
Zu Nummer1

Die Vorschrift entspricht § 2 Nummer 1 IWG. Sie setzt Artikel 2 Nummer 1 und 2 der
Richtlinie (EU) 2019/1024 um.
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Zu Nummer2

§ 3 Nummer 2 definiert 6ffentliche Unternehmen. Sie setzt Artikel 2 Nummer 3 der Richtlinie
(EV) 2019/1024 um.

Zu Nummer3
Die V orschrift definiert medizinische Einrichtungen.
Zu Nummer4

§ 3 Nummer 4 definiert den Begriff der ,Daten” firr dieses Gesetz. Damit wird der Begriff
der ,Information” aus § 2 Nummer 2 IWG ersetzt. Die Anderung dient der Modernisierung
des Gesetzes und vereinheitlicht die verschiedenen Terminologien der Richtlinie (EU)
2019/1024 und des IWG sow ie des DNG (Dokumente, Informationen, Daten, Datensatze).
Der Gesetzgeber beabsichtigt damit keine inhaltliche Abweichung zum IWG. Der Begriff
umfasst insbesondere ,Dokumente” im Sinne der Richtlinie (EU) 2019/1024.

Der Begriff bezeichnet vorhandene Aufzeichnungen, d.h. die bereits beim
Datenbereitsteller vorliegen. Das Gesetz verpflichtet nicht zur Erhebung oder Sammlung
etwaiger Daten. Zugleich wird auf den Begriffder offenen Datenim Sinne des § 12a EGovG
Bezug genommen.

Die Vorschrift entspricht § 2 Nummer 3 IWG. Sie dient der Umsetzung von Artikel 2
Nummer 6 der Richtlinie (EU) 2019/1024.

Zu Nummer5

§3 Nummer 5 definiert den Begriff der ,Nutzung“. Damit wird der Begriff der
Weitervewendung“ aus § 2 Nummer 3 IWG ersetzt. Mit der Begriffsanderung intendiert
der Gesetzgeber keine inhaltliche Anderung. Die Vorschrift ergénzt die bestehende
Vorschrift aus §2 Nummer 3 IWG. Die Ergédnzung ,oder die Erbringung von
Dienstleistungen von allgemeinem Interesse” entspricht dem Wortlaut der neugefassten
Richtlinie und ergibt sich aus der Einbeziehung 6ffentlicher Unternehmen in bestimmten
Bereichen der Daseinsvorsorge.

Die Erstreckung auch auf die Nutzung, die neben der Erflillung 6ffentlicher Aufgaben auch
zu eigenen kommerziellen Zw ecken erfolgt, ist klarstellend und ergibt sich aus der
Rechtsprechung (V GHBaden-Wirttemberg, Urteil vom 7.5.2013, Az. 10 S 281/12, NJW
2013, 2024).

Die Vorschriftdientder Umsetzung von Artikel 2 Nummer 11 der Richtlinie (EU) 2019/1024.
Zu Nummer 6

Die Vorschrift entspricht§ 2 Nummer 5 IWG und setzt Artikel 2 Nummer 13 der Richtlinie
(EU) 2019/1024 um. Ein Dokument sollte als maschinenlesbar gelten, w enn es in einem
Dateiformat vorliegt, das so strukturiert ist, dass Softwareanwendungen die konkreten
Daten einfach identifizieren, erkennen und extrahieren kénnen. Daten in Dateien, die in
maschinenlesbarem Format strukturiert sind, sollten als maschinenlesbare Daten gelten.
Ein maschinenlesbares Format kann offen oder proprietar sein. Es kann einem formellen
Standard entsprechen oder nicht. Dokumente, die in einem Dateiformat kodiert sind, das
eine automatische Verarbeitung einschrénkt, weil die Daten nicht oder nicht ohne Weiteres
aus ihnen extrahiert werden kénnen, sollten nicht als maschinenlesbar gelten (vgl.
Erw agungsgrund 35 der Richtlinie (EU) 2019/1024).

Zu Nummer?7

Die Vorschrift entspricht§ 2 Nummer 6 IWG und setzt Artikel 2 Nummer 14 der Richtlinie
(EU) 2019/1024 um.

Zu Nummer38

Die Vorschrift entspricht§ 2 Nummer 7 IWG und setzt Artikel 2 Nummer 15 der Richtlinie
(EU) 2019/1024 um. ,Schriftlich® im Sinne der Vorschrift umfasst auch die Textformim
Sinne des § 126b des Biirgerichen Gesetzbuchs.
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Zu Nummer9

Die Bestimmung dynamischer Daten entsprichtder Vorgabe aus Artikel 2 Nummer 8 der
Richtlinie (EU) 2019/1024.

Zu Nummer 10

Die Bestimmung hochwertiger Datensatze entsprichtder Vorgabe aus Artikel 2 Nummer 10
sow ie Artikeln 13 und 14 der Richtlinie (EU) 2019/1024.

Zu Nummer 11

Die Bestimmung des Begriffs Forschungsdaten entspricht der Vorgabe aus Artikel 2
Nummer 9 der Richtlinie (EU) 2019/1024.

Zu Nummer12

Die Bestimmung der angemessenen Gew innspanne entspricht der Vorgabe aus Artikel 2
Nummer 16 der Richtlinie (EU) 2019/1024.

Zu Nummer13

Die Bestimmung zur Anonymisierung entspricht der Vorgabe aus Artikel 2 Nummer 7 der
Richtlinie (EU) 2019/1024.

Zu § 4 (Grundsatz der uneingeschréankten Date nnutzung; Zulassigkeit von Lizenzen)
Zu Absatz 1

Die Regelung entspricht § 2a Satz 1 IWG und setzt Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie (EU)
2019/1024 um.

Zu Absatz 2

Die Regelung entspricht § 2a Satz 2 IWG und dient der Umsetzung von Artikel 3 Absatz 2
der Richtlinie (EU) 2019/1024.

Zu Absatz 3

Die Regelung entspricht der Vorschrift aus § 1 Absatz 2a des IWG. Sie dient w eiterhin der
Klarstellung, dass das DNG keine Zugangsanspriiche schafft. Dies gilt insbesondere fir
nicht-6ffentliche und nicht zugangliche Daten, die interne Verwaltungsvorgange betreffen.

Zu Absatz4

§ 4 Absatz 4 regelt die Zulassigkeitvon Lizenzen. Danach missen die Lizenzen objektiv,
verhaltnismaRig, nichtdiskriminierend und durch ein im Allgemeininteresse liegendes Ziel
gerechtfertigt sein. Sie durfen nicht zu einer Wettbew erbsverzerrung fuhren und die
Nutzung der Daten nicht unnétig einschranken. Es sollten offene Lizenzen in Form von
standardisierten 6ffentlichen Lizenzen verwendet werden, die online erteilt w erden, auf
offenen Datenformaten beruhen und es erméglichen, dass jede Person Daten und Inhalte
zu jedem Zw eck frei abrufen, verwenden, verandern und weitergeben kann.

Die V orschrift entspricht § 4 Absatz 1 IWG und dient der Umsetzung von Artikel 8 Absatz 1
der Richtlinie (EU) 2019/1024.

Zu § 5 (Diskriminierungsverbot)

Die Regelung bestimmt den Grundsatz der Nichtdiskriminierung. Danach sollen die
Bedingungen fir die Nutzung fir vergleichbare Kategorien der Nutzung
nichtdiskriminierend sein. Dabei gilt es insbesonderezu beriicksichtigen, ob eine 6ffentliche
Stelle die Daten in Erfillung ihres offentlichen Auftrags teilt. |Als Kategorien der

Datennutzung konnen die kommerzielle oder nicht-kommerziglle Nutzung verstanden

w erden (vgl. Erw agungsgrund 46 der Richtlinie (EU) 2019/1 024)]

Die Vorschrift setzt Artikel 11 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/1024 um.

| Kommentiert [A25]: UngllcKichformuliert. Der EW lautet:
/| DieBedingungen fiir die Weiterverwendung sollten fiir

verg leichbare Kateg orien der Weiterverwendung
nichtdiskriminierend sein. In dieser Hinsicht sollte das
Diskriminierung sverbot z. B. nicht verhindern, dass offentliche
Stellenin Erfiillung ihres &ffentlichen Auftrag s Informationen
kostenfrei austauschen, wahrend Drittefir die
Weiterverwendung derselben Dokumente Gebiihren oder
Entg elte entrichten miissen. Ebenso wenig sollte es
verhindern, dass fir die kommerzielle und die
nichtkommerzielle Weiterverwendung unterschiedliche
Geblihren oder Entgelte festg elegt werden.

Diese Intention sollte sich hier irg endwie wiederfinden.
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Zu § 6 (AusschlieBlichkeitsvereinbarungen)

Zu Absatz1

Die V orschrift regelt das grundsatzliche Verbot von Ausschlie3lichkeitsvereinbarungen. Bei
der Aufstellung der Grundséatze fiir die Datennutzung sollen Dateninhaber die nationalen
und europaischen Wettbew erbsvorschriften einhalten und
AusschlieBlichkeitsvereinbarungen zwischen ihnen und privaten Partnem nach Mdéglichkeit
vermeiden.

Sie entspricht § 3a Absatz1 IWG und setzt Artikel 12 Absatz1 der Richtlinie (EU)
2019/1024 um.

Zu Absatz 2

§6 Absatz2 erlaubt ausnahmsweise Ausschliellichkeitsvereinbarungen, soweit
ausschlieBliche Rechte zur Bereitstellung eines Dienstes im o6ffentlichen Interesse
erforderlich sind. Die V orschrift entspricht § 3a Absatz 1 Satze 2-5 IWG und setzt Artikel 12
Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2019/1024 um.

Zu Absatz 3

§ 6 Absatz 3 regelt die Ausnahme fiir die Digitalisierung von Kulturbestanden. Betrifft die
Ausschlieflichkeitsvereinbarung die Digitalisierung von Kulturbestanden, dirfen
ausschlieBliche Rechte bis héchstens zehn Jahre gew ahrt w erden. Die Méglichkeit einer
Gew ahrung Uber zehn Jahre hinaus ist ausgeschlossen. Erw agungsgrund 49 der Richtlinie
(EU) 2019/1024 verweist auf das Bestehen zahlreicher Kooperationsvereinbarungen
zwischen Bibliotheken (einschlieRlich Hochschulbibliotheken), Museen, Archiven und
privaten Partnern zur Digitalisierung von Kulturbesténden, bei denen &ffentliche Stellen
privaten Partnern ausschlielliche Rechte gew dhren. Die Praxis habe gezeigt, dass mit
diesen offentlich-privaten Partnerschaften eine sinnvolle Nutzung von Kulturbestanden
erleichtert und gleichzeitig die ErschlieRung des kulturellen Erbes fiir die Offentlichkeit
beschleunigt w erden kann. Betrifft ein ausschlieRliches Recht die Digitalisierung von
Kulturbestanden, kann eine bestimmte Schutzdauer erforderlich sein, damit der private
Partner die Moglichkeit hat, seine Investition zu amortisieren. Entsprechend dem
Grundsatz, dass gemeinfreies Material nach seinerDigitalisierung gemeinfreibleibensolite,
sieht die Richtlinie langstens einen Schutzzeitraum von 10 Jahren vor. Die Dauer des
ausschlieRlichen Rechts zur Digitalisierung von Kulturbestanden soll daher zehn Jahre
nicht Gberschreiten. Im Rahmen o6ffentlich-privater Partnerschaften fir die Digitalisierung
von Kulturbesténden der kulturellen Partnereinrichtung sollen alle Rechte in Bezug auf die
Nutzung der digitalisierten Kulturbestande nach Vertragsende gewéhrt werden.

Die V orschrift entspricht der Regelung aus § 6 Absatz 3 IWG und dient der Umsetzung von
Artikel 12 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2019/1024.

Zu Absatz 4

Vereinbarungen zwischen Inhabern und Nutzern von Daten, die nicht ausdrickich
ausschlieRliche Rechte gewahren, bei denen aber davon ausgegangen werden kann, dass
sie die Datennutzung beschranken, sollen zur Priifung durch die Offentlichkeit bekannt
gemacht werden. Daher sollen die wesentlichen Aspekte solcher Vereinbarungen
mindestens zw ei Monate vor ihrem Inkrafttreten online veroffentlicht werden, d.h. zwei
Monate vor dem vereinbarten Tag, an dem die Erbringung der V erpflichtungen der Parteien
beginnen soll. Durch die V eréffentlichung soll den interessierten Parteien die Gelegenheit
gegeben werden, die Nutzung der unter diese Vereinbarungen fallenden Daten zu
beantragen und die Gefahr zu vermeiden, dass das Spektrum potenzieller Nutzer
eingeschrankt wird. In jedem Fall sollen nach Abschluss solcher Vereinbarungen die
w esentlichen Aspekte in ihrer endgdltigen, zwischen den Parteien vereinbarten Fassung
ebenfalls ohne ungebuhrliche Verzégerung online 6ffentlich bekannt gemacht w erden
(Erw &gungsgrund 50 der Richtlinie (EU) 2019/1024).

Die Vorschrift setzt Artikel 12 Absatz 4 der Richtlinie (EU) 2019/1024 um.
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Zu Absatz5

§ 6 Absatz 5 regelt die Beendigung bestehender A usschlieRlichkeitsvereinbarungen, die
keinen Ausnahmetatbestand (Absatz 2 oder 3) erfiillen.

Die in der Richtlinie vorgesehene Auslaufzeit von 30 Jahren ist in der Umsetzung auf finf
Jahre verkurzt, um das grundsétzliche Verbot von ausschlieRlichen Rechten aus Absatz 1
zu starken. Eine langere Auslaufzeit hohlt den Grundsatz in Absatz 1 unverhaltnismaRig
aus und tragt der fortschreitenden Digitalisierung und technologischen Entwicklung nicht
angemessen Rechnung.

Die Vorschrift setzt Artikel 12 Absatz 5 der Richtlinie (EU) 2019/1024 um.
Zu § 7 (Verfigbare Formate, Metadaten)
Zu Absatz 1

§ 7 Absatz 1 regelt, dass sich die Nutzung auf alle verfiigbaren Formate und Sprachen
vollstandig oderin Ausziigen erstreckt.

Die Vorschrift entspricht § 3 Absatz2 Satz 1 IWG und setzt Artikel 5 Absatz1und 3
Richtlinie (EU) 2019/1024 um.

Zu Absatz 2

§ 7 Absatz 2 regelt die elektronische Ubermittlung, soweit mdglich und sinnvoll, offener,
maschinenlesbarer, zuganglicher, auffindbarer und interoperabler Formate zusammen mit
den dazu gehdrigen Metadaten. Eine Verpflichtung zur Erstellung solcher Formate wird
nicht geschaffen. Die Regelung beschrankt sich auf vorhandene Daten.

Satz 2 verscharft die Vorgangervorschrift aus § 3 Absatz 2 Satz 3 IWG in Bezug auf die
Verwendung formlicher, offener Standards fiir die Formate und Metadaten, sow eit dies
maoglichist. Die V erpflichtung soll die Interoperabilitdt ermdglichen, die mitder neugefassten
Richtlinie gerade im Hinblick auf Datenanalysen mittels Kiinstlicher Intelligenz gestarkt
w erden soll. Die Entw icklung und der Einsatz von Kunstlicher Intelligenz erfordert oftmals
die Kombinierbarkeit von Daten unterschiedlicher Quellen. Die Standards sollen den hohen
Aufwand der Datenaufbereitung erleichtern, um die Daten besser flr die Entw icklung
innovativer Losungen verwenden zu kdnnen.

Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 5 Abséatze 1, 3 und 7 der Richtlinie (EU)
2019/1024.

Zu Absatz 3

Nach Absatz 3 Satz 1 sind offentliche Stellen und o&ffentliche Unternehmen nicht .

[ Formatiert: Schriftfarbe: Automatisch

verpflichtet, Daten und Metadaten neu zu erstellen oder anzupassen oder Teile zur
Verfliigung zu stellen, wenn dies mit unverhaltnismaRigem Aufwand verbunden w are.
Sow eit die Erstellung von Daten oder Metadaten durch einfache Bearbeitung moglich ist,
ist dieser Aufwand in jedem Fall zumutbar,

Nach Absatz 3 Satz 2 stelltdartberhinaus klar, dass das Gesetz nicht zu einer Fortsetzung
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Rechtschreibung und Grammatik prifen

der Erstellung oder Speicherung bestimmter Daten verpflichtet.

Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 5 Absatze 3 und 4 der Richtlinie (EU)
2019/1024.

Zu Absatz 4

§7 Absatz3 verpflichtet Datenbereitsteller dazu, vorhandene Metadaten Uber das
nationale Metadatenportal GovData zur Verfligung zu stellen, soweitdas méglich ist. Die
Vorschrift geht auf § 8 WG zurlick und prazisiert die Bezeichnung eines nationalen
Metadatenportals.

Die V orschrift dient der Umsetzung von Artikel 9 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/1024.

{ Formatiert: Schriftfarbe: Automatisch

)




- 33-Fehler! Unbekannter Name fiir
Dok um ent-Eigenschatft.
Zu § 8 (Dynamische Daten)

Zu Absatz1

§ 8 Absatz 1 regelt die Echtzeit-Bereitstellung dynamischer Daten mithilfe geeigneter
Anw endungsprogrammierschnittstellen.

Die neugefassteRichtlinie (EU) 2019/1024 misstder adaquatenBereitstellungdynamischer
Daten (einschlieRlich Umw eltdaten, Verkehrsdaten, Satellitendaten, meteorologischer
Daten und von Sensoren generierter Daten) besonderes Potenzial bei. Sie regelt deshalb
erstmals die Echtzeit-Bereitstellung, um dem w irtschaftlichen Wert, der von der sofortigen
Verfligbarkeit und von regelméaRigen Aktualisierungen abhangt, vollstdndig Rechnung zu
tragen. Dynamische Daten sollen daher unmittelbar nach der Erhebung oder, imFalle einer
manuellen Aktualisierung, unmitteloar nach der Anderung des Datensatzes (iber eine
Anw endungsprogrammierschnittstelle zur V erfligung gestellt werden, um die Entw icklung
von Internet-, Mobil- und Cloud-Anwendungen auf der Grundlage solcher Daten zu
erleichtern. Ist dies aufgrund technischer oder finanzieller Beschrankungen nicht mdglich,
sosollendie 6ffentlichen Stellen die Daten innerhalb eines Zeitraums zurVerfugung stellen,
der es ermoglicht, ihr volles wirtschaftliches Potenzial zu nutzen. Es sollen spezifische
MafRnahmen ergriffen werden, umtechnische und finanzielle Bes chrankungen aufzuheben.
Sollte eine Lizenz verwendet werden, so kann die rechtzeitige Verfligbarkeit von Daten Teil
der Lizenzbedingungen sein. Wenn angesichts berechtigter Griinde des &ffentlichen
Interesses, insbesondere der Offentlichen Gesundheit und Sicherheit, eine
Datenverifizierung unerlasslich ist, sollen dynamische Daten unmittelbar nach einer
V erifizierung verfligbar gemacht werden. Solch eine unerlassliche V erifizierung soll sich
nicht auf die Haufigkeit der Aktualisierungen auswirken (vgl. Erw dgungsgrund 31 der
Richtlinie (EU) 2019/1024).

Die V orschrift dient der Umsetzung von Artikel 5 Absatz 5 der Richtlinie (EU) 2019/1024.
Zu Absatz 2

§ 8 Absatz 2 regelt eine Einschrankung zu Absatz 1. Sow eit die Anforderung der Echtzeit-
Bereitstellung die finanzielle oder technische Leistungsfahigkeit des Datenbereitstellers
Ubersteigen, kann von den Anforderungen nach Absatz 1 abgewichen w erden. Die
Bereitstellung darf voriibergehend mit den technisch zur Verfligung stehenden Mitteln
erfolgen. Der Bereitsteller soll in angemessener Frist die Bereitstellung nach Absatz 1
ermoglichen. Bei der Angemessenheit ist die Auswirkung auf das Potenzial der Nutzung in
Echtzeit zu bertcksichtigen.

Die V orschrift dient der Umsetzung von Artikel 5 Absatz 6 der Richtlinie (EU) 2019/1024.
Zu § 9 (Hochwertige Datensitze)

§ 9 regelt die Echtzeit-Bereitstellung hochwertiger Datensatze. Die Bestimmung konkreter
hochw ertiger Datensatze erfolgt nichtimRahmen der Richtlinienumsetzung, sondern durch
unmittelbar geltende nachgeordnete Rechtsakte, die in den Artikeln 13 und 14 der Richtlinie
(EV) 2019/1024 geregelt sind. Hochwertige Datensatze sind  Uber
Anwendungsprogrammierschnittstellen und falls technisch erforderlich als Massen-
Dow nload und in maschinenlesbarem Format zur Verfligung zu stellen. Gemafl
Artikel 14 der Richtlinie (EU) 2019/1024 erfolgt die Festlegung einer Liste bestimmter
hochwertiger Datensatze im Rahmen von Durchfiihrungsrechtsakten. Die Festlegung
erfolgt in bestimmten thematischen Kategorien, die im Anhang | der Richtlinie (EU)
2019/1024 aufgefiihrt sind. Die thematischen Kategorien kdnnen mit delegiertem Rechtsakt
nach Artikel 13 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2019/1024 geandertwerden. Die Europaische
Kommission wird in einem ersten Durchflihrungsrechtsakt, der im ersten Quartal 2021
verabschiedet w erden soll, hochwertige Datensatze in den thematischen Kategorien
Georaum, Erdbeobachtung und Umw elt, Meteorologie, Statistik, Unternehmen und
Eigentumerschaft von Unternehmen sowie Mobilitat festlegen (vgl. COM (2020) 66 final, S.
15). Uber die Inhalte des Durchfiihrungsrechtsakts wird die Kommission mit den
Mitgliedsstaaten Gber den nach Artikel 16 Richtlinie (EU) 2019/1024 eingerichteten
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Ausschussfir offene Daten und die Weiterverwendung von Informationen des 6ffentlichen
Sektors verhandeln.

Die V orschrift dient der Umsetzung von Artikel 5 Absatz 8 der Richtlinie (EU) 2019/1024.
Zu § 10 (Grundsatz der Unentgeltlichkeit)
Zu Absatz 1

§ 10 Absatz 1 Satz 1 stellt den Grundsatz der unentgeltlichen Nutzung voran. Satz 2 nimnt
die Erstattung von verursachten Grenzkosten fiir die Reproduktion, Bereitstellung und
Verbreitung sowie Anonymisierung und Manahmen zum Geschéftsgeheimnisschutz von
diesem Grundsatz aus.

Entgelte fur die Nutzung von Daten stellen eine bedeutende Markteintrittsschranke fur Start-
ups und KMU dar. Sie kénnen dariber hinaus ein Hindernis fiir die Forschung darstellen.
Daher ist die Datennutzung grundsatzlich unentgeltlich zu erméglichen. Sind Entgelte
erforderlich, so sollen sie auf die Grenzkosten beschrankt sein. Wenn 6ffentliche Stellen
freiwillig oder aufgrund einer entsprechenden rechtlichen V erpflichtung eine besonders
ausfihrliche Suchenach angeforderten Daten oder duRerst kostenaufwendige A nderungen
am Format der angeforderten Daten vornehmen, kénnen die Grenzkosten die Kosten im
Zusammenhang mit solchen Tatigkeiten decken. Dabei soll in Ausnahmefallen
insbesondere die Notw endigkeit berlicksichtigt werden, den normalen Betrieb 6ffentlicher
Stellen, die Einnahmen erzielen missen, um einen w esentlichen Teil inrer Kosten bei der
Wahrnehmung ihres 6ffentlichen Auftrags zu decken, nicht zu behindem. Ferner sollte die
Rolle &ffentlicher Unternehmen in einem w ettbewerbsbestimmten wirtschaftlichen Umfeld
berucksichtigt w erden. In solchen Fallen soll es 6ffentlichen Stellen und 6ffentlichen
Unternehmen erlaubt sein, Entgelte zu erheben, die Gber den Grenzkosten liegen (vgl.
Erw agungsgrund 36 der Richtlinie (EU) 2019/1024).

Die Regelung setzt Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/1024 um.
Zu Absatz 2

§ 10 Absatz 2 listet die Ausnahmen zum Grundsatz der unentgeltlichen Nutzung. In den
Fallen, die einen Ausnahmetatbestand erfilllen, diirfen Kosten (iber den in Absatz 1 Satz 2
genannten Grenzkosten erhoben werden. Die Grenzen der Entgelthohe richten sich fir die
Ausnahmetatbestande nach § 11.

Die Regelung setzt Artikel 6 Absatze 2 und 3 der Richtlinie (EU) 2019/1024 um.
Zu Nummer1

§ 10 Absatz 2 nimmt entsprechend der V organgervorschrift 6ffentliche Stellen von der
kostenfreien Bereitstellung aus, soweit sie ausreichende Einnahmen erzielen miissen, um
einen wesentlichen Teil ihrer Kosten im Zusammenhang mit der Erfillungihrer 6ffentlichen
Auftrage zu decken. Die Vorschrift aus § 5 Absatz 2 Nummer 1 IWG w ird dahingehend
verscharft, dass eine Meldepflicht der auf Einnahmen angewiesenen Stellen eingefiihrt
wird.

Die Regelung dient der Umsetzung von Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe a und Absatz 3 der
Richtlinie (EU) 2019/1024.

Zu Nummer2

§ 10 Absatz 2 Nummer 2 regelt die Ausnahme flr Gedachtnisinstitutionen (Bibliotheken,
einschliefllich Hochschulbibliotheken, Museen und Archive). Diesen Institutionen soll es
maoglich sein, Geblhrenzu erheben, die Giber den Grenzkosten liegen, damit ihr normaler
Betrieb nicht behindertwird.

Die Vorschrift entspricht wortgleich §5 Absatz2 Nummer 3IWG. Sie setzt
Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie (EU) 2019/1024 um.
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Zu Nummer3

§10 Absatz2 Nummer 3 nimmt offentliche Unternehmen von der kostenfreien
Bereitstellung aus. Die Ausnahme erkennt die Tatigkeit auf einem wettbewerbsbestimmten
w irtschaftlichen Umfeld an.

Die Regelung setzt Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe c der Richtlinie (EU) 2019/1024 um.
Zu Absatz 3

Nach § 10 Absatz 3 erfolgtdie Nutzung hochwertiger Datensatze und von Forschungsdaten
unentgeltlich.

Die V orschrift dient der Umsetzung von Artikel 6 Absatz 6 der Richtlinie (EU) 2019/1024.
Zu Absatz 4

§ 10 Absatz 4 regelt eine Ubergangsbestimmung fiir die unentgeltliche Bereitstellung
hochw ertiger Datensatze. Danach gilt die Unentgeltlichkeit nicht fuir 6ffentliche Stellen, die
Einnahmen erzielen missen, um einen wesentlichen Teil ihrer Kosten bei der
Wahrnehmung ihres o6ffentlichen Auftrags zu decken, wenn sich die unentgeltliche
Bereitstellung w esentlich auf den Haushalt der betreffenden Stelle auswirken w tirde. Die
Richtlinie raumt den Mitgliedsstaaten eine Abweichung fiir einen Zeitraum von hdchstens
zwei Jahren ab Inkrafttreten der Durchfiihrungsrechtsakte ein. Die Umsetzung sieht einen
Zeitraum von zw 0if Monaten zur Umstellung der technischen Anforderungen vor. Dieser
Zeitraum ist angemessen, um die technische Aufristung zu veranlassen. Ein langerer
Ubergang erscheint insbesondere nicht geboten, da die Bereitstellungsbedingungen
zeitnah den dynamischen Entwicklungen im Bereich der Schlisseltechnologien wie
Kinstlicher Inteligenz angepasst werden missen. Eine weitere Verzdgerung der
Modernisierung der Bereitstellung hindert deutsche und européische Innovationen auf der
Grundlage der Daten des 6ffentlichen Sektors.

Die Vorschrift macht von der Moglichkeit aus Artikel 14 Absatz5 der Richtlinie (EU)
2019/1024 Gebrauch.

Zu § 11 (Bemessung der Entgelthohe)
Zu Absatz 1

§ 11 Absatz 1 regelt die Entgeltbemessung fiir 6ffentliche Unternehmen und &ffentliche
Stellen, die sich auf § 10 Absatz 2 berufen kdnnen. Diese Entgelte sollen nach objektiven,
transparenten und Uberprifbaren Kriterien festgelegt w erden, und die Gesamteinnahmen
aus der Bereitstellung von Dokumenten und der Gestattung ihrer Nutzung sollen die Kosten
ihrer Erfassung und Erstellung, - einschlieRlich des Erwerbs von Dritten -, ihrer
Reproduktion, Pflege, Speicherung und Verbreitung zuziglich einer angemessenen
Gew innspanne nicht ibersteigen. Gegebenenfalls solles auchmdglich sein, die Kostender
Anonymisierung personenbezogener Daten und die Kosten von Manahmen zum Schutz
der Vertraulichkeit von Daten geltend zu machen. Die Gew innspanne kann als Prozentsatz
verstanden werden, der - zusatzlich zu den Grenzkosten - die Deckung der Kapitalkosten
und die Einbeziehung einer realen Rendite ermdglicht. Da die Kapitalkosten eng an die
Zinssatze der Kreditinstitute gekoppelt sind, die wiederum von den Festzinssatzen der
Europaischen Zentralbank (EZB) fir Hauptrefinanzierungsgeschafte abhangen, soll die
angemessene Gewinnspanne nicht mehr als 5 % Uber dem von der EZB festgesetzten
Zinssatz liegen (vgl. Erw agungsgriinde 36, 37 der Richtlinie (EU) 2019/1024).

§ 11 Absatz 1 Satz 2 regelt die Entgeltbemessung fiir Gedachtnisinstitutionen, die unter die
Ausnahme nach § 10 Absatz2 Nummer 2 fallen. Bei diesen Institutionen sollen die
Gesamteinnahmen aus der Bereitstellung von Daten und der Gestattung ihrer Nutzung fiir
den entsprechenden Abrechnungszeitraum die Kosten ihrer Erfassung, Erstellung,
Reproduktion, Verbreitung, Bewahrung und der Rechteklarung zuzlglich einer
angemessenen Gew innspanne nicht Gbersteigen. Gegebenenfalls sollen auch die Kosten
der Anonymisierung personenbezogener Daten oder von Geschéftsgeheimnissen geltend
gemachtw erden kénnen. In Bezug auf Bibliotheken (einschlie3lichHochschulbibliotheken),
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Museen und Archive und angesichts ihrer Besonderheiten kénnen die Entgelte, die im
Privatsektor fur die Nutzung identischer oder &hnlicher Dokumente erhoben werden, bei
der Ermittlung der angemessenen Gewinnspanne bericksichtigt werden (vgl.
Erw agungsgrund 38 der Richtlinie (EU) 2019/1024).

Die Regelung entspricht § 5 Absatz 3 IWG und setzt Artikel 6 Absatz 4 der Richtlinie (EU)
2019/1024 um.

Zu Absatz 2

Absatz 2 bestimmt, dass die Entgelte nach Absatz 1 nach MalRgabe der geltenden
Buchfluhrungsgrundsatze berechnet werden.

Die Regelung dient der Umsetzung von Artikel 6 Absatz 4 Unterabsatz 3 der Richtlinie (BU)
2019/1024.

Zu § 12 (Transparenz)

Die Regelungen zur Transparenz entsprechen § 6 IWG.

§ 12 dient der Umsetzung von Artikel 7 der Richtlinie (EU) 2019/1024.
Zu § 13 (Rechtsweg)

Die V orschrift ibernimmt den Regelungsgehalt des § 7 IWG.

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten, AuBerkrafttreten)

Mit Inkrafttreten der Neufassung des DNG tritt das IWG aul3er Kraft.
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	Artikel 1
	Änderung des Gesetzes zur Förderung der elektronischen Verwaltung (E-Government-Gesetz – EGovG)
	Das E-Government-Gesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2668) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 12a wie folgt gefasst:
	„§ 12a Offene Daten des Bundes, Verordnungsermächtigung“.

	2. In § 12 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Informationsweiterverwendungsgesetzes“ durch das Wort „Datennutzungsgesetzes“ ersetzt.
	3. § 12a wird wie folgt geändert:
	„§ 12a
	Offene Daten des Bundes, Verordnungsermächtigung“.
	„Die Behörden des Bundes stellen unbearbeitete, maschinenlesbare Daten, die sie zur Erfüllung ihrer öffentlich-rechtlichen Aufgaben erhoben haben, oder durch Dritte in ihrem Auftrag haben erheben lassen, zum Datenabruf über öffentlich zugängliche Netz...
	„5. , sofern sie personenbezogene Daten enthalten, derart umgewandelt wurden, dass sie sich nicht mehr auf eine identifizierte oder identifizierbare natürliche Person beziehen, oder derart umgewandelt wurden, dass die betroffene Person nicht oder nich...
	„3. es sich um Forschungsdaten handelt, die bereits über öffentlich zugängliche Netze entgeltfrei bereitgestellt werden. Die Möglichkeit der freiwilligen Bereitstellung über das Metadatenportal GovData bleibt davon unbenommen.“
	„Sofern sich aus spezialgesetzlichen Regelungen nichts anderes ergibt, müssen abweichend von Absatz 1 Satz 1 Datensätze, die personenbezogene Daten enthalten, nicht bereitgestellt werden.“
	„Sofern sich aus spezialgesetzlichen Regelungen nichts anderes ergibt, sind abweichend von Satz 1 Daten, die zu Forschungszwecken erhoben wurden, erst bereitzustellen, wenn das der Datenerhebung zugrundeliegende Forschungsvorhaben abgeschlossen und de...
	„(5) Die Daten nach Absatz 1 Satz 1 sind mit Metadaten zu versehen. Diese Metadaten werden im nationalen Metadatenportal GovData eingestellt.“
	„(9) Jede Behörde des Bundes mit Ausnahme der in § 3 Nummer 8 des Informationsfreiheitsgesetzes genannten Stellen benennt einen Open-Data-Koordinator oder eine Open-Data-Koordinatorin. Der Koordinator oder die Koordinatorin wirkt in der Funktion als z...
	„(12) Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat wird ermächtigt, im Einvernehmen mit den übrigen Bundesministerien und den Beauftragten der Bundesregierung durch Rechtsverordnung Bestimmungen zu Datenkategorien, Vorgaben zu Formaten, Schnit...

	4. § 19 wird wie folgt geändert:
	„Die Behörden der mittelbaren Bundesverwaltung stellen die Daten nach § 12a spätestens zwölf Monate nach dem [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes] erstmals bereit.“
	„(3) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 sind Daten, die zu Forschungszwecken erhoben wurden, spätestens 24 Monate nach dem [hier einfügen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes] erstmals bereitzustellen.“



	Artikel 2
	Gesetz für die Nutzung von Daten des öffentlichen Sektors
	§ 1
	Zweck des Gesetzes, Prinzip der offenen Daten
	(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, die Nutzung von Daten zu steigern und damit insbesondere die Entwicklung innovativer Produkte und Dienstleistungen zu fördern.
	(2) Daten, die in den Anwendungsbereich dieses Gesetzes fallen, sollen soweit möglich und sinnvoll nach dem Grundsatz „konzeptionell und standardmäßig offen“ erstellt werden. Eine Bereitstellungspflicht wird mit diesem Gesetz nicht begründet.

	§ 2
	Anwendungsbereich
	(1)  Dieses Gesetz gilt für Daten von Datenbereitstellern nach Absatz 2,
	1. die mit einem Zugangsrecht beansprucht werden können,
	2. die aufgrund einer gesetzlichen Bereitstellungspflicht bereitgestellt werden oder
	3. die freiwillig bereitgestellt werden.

	(2) Datenbereitsteller im Sinne des Absatzes 1 sind
	1. öffentliche Stellen,
	2. öffentliche Unternehmen, die auf den Gebieten der Wasserversorgung, Energieversorgung und des Verkehrs tätig sind,
	3. medizinische Einrichtungen,
	4. Hochschulen,  Forschungseinrichtungen und Forschungsfördereinrichtungen, auch soweit sie öffentliche Stellen sind, soweit diese im Laufe ihrer  wissenschaftlicher Forschungstätigkeiten Forschungsdaten erfassen oder erzeugen, die öffentlich finanzie...
	5. .  Forschende, soweit diese Forschungsdaten erfassen oder erzeugen, die öffentlich finanziert, bereits über ein institutionelles oder thematisches Archiv öffentlich zugänglich gemacht wurden und nicht bereits durch andere durch dieses Gesetz verpfl...

	(3) Dieses Gesetz gilt nicht für
	1. Daten,
	2. Daten öffentlicher Unternehmen,
	3. Logos, Wappen und Insignien,
	4. öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten oder deren Beauftragte, die der Wahrnehmung eines öffentlichen Programm- oder Sendeauftrags dienen,
	5. kulturelle Einrichtungen, außer Bibliotheken, Museen oder Archive; Absatz 2 Nummer 4 findet auf Bibliotheken, Museen oder Archive keine Anwendung,
	6. Bildungseinrichtungen der Sekundarstufe und darunter, bei allen sonstigen Bildungseinrichtungen für Daten, die keine Forschungsdaten im Sinne des § 2 Absatz 2 Nummer 4  und § 3 Nummer 11 sind,
	7. Daten von Forschungseinrichtungen und Forschungsförderungseinrichtungen, einschließlich Einrichtungen, die zum Zweck des Transfers von Forschungsergebnissen gegründet wurden, die keine Forschungsdaten im Sinne des Absatzes 2 Nummer 4 sind.

	(4) Die Bestimmungen zum Schutz personenbezogener Daten und weitergehende Rechte der Datennutzung öffentlicher Stellen aus anderen Rechtsvorschriften bleiben unberührt.
	(5) Öffentliche Stellen berufen sich im Anwendungsbereich dieses Gesetzes nicht auf Rechte des Datenbankherstellers nach § 87b Urheberrechtsgesetz.

	§ 3
	Begriffsbestimmungen
	Im Sinne dieses Gesetzes
	1. sind öffentliche Stellen
	2. ist öffentliches Unternehmen, ein auf den in § 2 Absatz 2 Nummer 2 genannten Gebieten tätiges Unternehmen, auf das öffentliche Stellen aufgrund der Eigentumsverhältnisse, der finanziellen Beteiligung oder der für das Unternehmen geltenden Bestimmun...
	3. sind medizinische Einrichtungen Einrichtungen, in denen durch ärztliche und pflegerische Hilfeleistung Krankheiten, Leiden oder Körperschäden festgestellt, geheilt oder gelindert werden sollen oder Geburtshilfe geleistet wird und in denen die zu ve...
	4. sind Daten im Sinne dieses Gesetzes jede vorhandene Aufzeichnung, unabhängig von der Art ihrer Speicherung, einschließlich offener Daten im Sinne des § 12a E-Government-Gesetz.
	5. ist Nutzung jede Verwendung von Daten für kommerzielle oder nichtkommerzielle Zwecke, die über die Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe oder die Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem Interesse hinausgeht oder die neben der Erfüllung öffen...
	6. liegt maschinenlesbares Format vor, wenn die enthaltenen Daten durch Software automatisiert ausgelesen und verarbeitet werden können,
	7. ist offenes Format ein Dateiformat, das nicht-proprietär und plattformunabhängig ist und der Öffentlichkeit ohne Einschränkungen, die der Nutzung von Daten hinderlich wären, zugänglich gemacht wird,
	8. ist anerkannter, offener Standard ein in Textform niedergelegter Standard, in dem die Anforderungen für die Sicherstellung der Interoperabilität der Software niedergelegt sind,
	9. sind dynamische Daten Aufzeichnungen in digitaler Form, die häufig oder in Echtzeit aktualisiert werden, insbesondere aufgrund ihrer Volatilität oder ihres raschen Veraltens; von Sensoren generierte Daten werden in der Regel als dynamische Daten an...
	10. sind hochwertige Datensätze die gemäß Artikel 13 und 14 der Richtlinie (EU) 2019/1024 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 über offene Daten und die Weiterverwendung von Informationen des öffentlichen Sektors (ABl. L 172 vom...
	11. sind Forschungsdaten im Sinne des § 2 Absatz 21 Nummer 4 Aufzeichnungen in digitaler Form, bei denen es sich nicht um wissenschaftliche Veröffentlichungen handelt und die im Laufe von wissenschaftlichen Forschungstätigkeiten erfasst oder erzeugt u...
	12. ist angemessene Gewinnspanne ein Prozentsatz der Gesamtkosten, der über den zur Deckung der einschlägigen Kosten erforderlichen Betrag hinausgeht, aber höchstens fünf Prozentpunkte über dem von der Europäische Zentralbank festgesetzten Zinssatz fü...
	13. ist Anonymisierung der Prozess, in dessen Verlauf personenbezogene Daten in Daten umgewandelt werden, die sich nicht auf eine identifizierte oder identifizierbare natürliche Person beziehen, oder in dessen Verlauf personenbezogene Daten derart in ...


	§ 4
	Grundsatz der uneingeschränkten Datennutzung; Zulässigkeit von Lizenzen
	(1) Daten, die in den Anwendungsbereich dieses Gesetzes fallen, dürfen für jeden kommerziellen oder nicht-kommerziellen Zweck genutzt werden.
	(2) Für Daten, an denen Bibliotheken, einschließlich Hochschulbibliotheken, Museen oder Archiven Urheber- oder verwandte Schutzrechte oder gewerbliche Schutzrechte zustehen, gilt Absatz 1 nur, soweit deren Nutzung nach den für diese Schutzrechte gelte...
	(3) Ein Recht auf Zugang zu Daten wird durch dieses Gesetz nicht begründet.
	(4) Die Verwendung einer Lizenz ist zulässig, soweit die Bestimmungen objektiv, verhältnismäßig, nichtdiskriminierend und durch ein im Allgemeininteresse liegendes Ziel gerechtfertigt sind. Die Lizenz darf nicht zu einer Wettbewerbsverzerrung führen u...

	§ 5
	Diskriminierungsverbot
	Die Bedingungen für die Datennutzung müssen nichtdiskriminierend sein.

	§ 6
	Ausschließlichkeitsvereinbarungen
	(1) Vereinbarungen öffentlicher Stellen oder öffentlicher Unternehmen, die die Nutzung von Daten betreffen, die in den Anwendungsbereich dieses Gesetzes fallen, dürfen keine ausschließlichen Rechte gewähren.
	(2) Dies gilt nicht, wenn zur Bereitstellung eines Dienstes im öffentlichen Interesse ein ausschließliches Recht über die Nutzung der Daten erforderlich ist. Die Ausschließlichkeitsvereinbarung muss regelmäßig, mindestens alle drei Jahre, überprüft we...
	(3) Bezieht sich ein ausschließliches Recht auf die Digitalisierung von Kulturbeständen, darf es für höchstens zehn Jahre gewährt werden. Die Ausschließlichkeitsvereinbarungen müssen transparent sein und öffentlich bekannt gemacht werden. Der öffentli...
	(4) Rechtliche oder praktische Vorkehrungen, die nicht ausdrücklich ausschließliche Rechte gewähren, die aber darauf abzielen oder die geeignet sind, die Nutzung von Daten durch andere Einrichtungen als die an der Vereinbarung beteiligten Dritten zu b...
	(5) Am 17. Juli 2013 bestehende Ausschließlichkeitsvereinbarungen, die nicht unter die Ausnahmen der Absätze 2 und 3 fallen, enden bei Ablauf der Vereinbarung, spätestens jedoch am 18. Juli 2023. Am 16. Juli 2019 bestehende Ausschließlichkeitsvereinba...

	§ 7
	Verfügbare Formate, Metadaten
	(1) Daten, die in den Anwendungsbereich dieses Gesetzes fallen, sind vollständig oder in Teilen in allen angefragten vorhandenen Formaten und Sprachen nutzbar zu machen.
	(2) Daten sind, soweit möglich und sinnvoll, elektronisch und in nach den anerkannten Regeln der Technik offenen, maschinenlesbaren, zugänglichen, auffindbaren und interoperablen Formaten zusammen mit den zugehörigen Metadaten zu übermitteln. Sowohl d...
	(3) Die Absätze 1 und 2 verpflichten öffentliche Stellen und öffentliche Unternehmen nicht, Daten und Metadaten neu zu erstellen oder anzupassen oder Teile zur Verfügung zu stellen, wenn dies mit unverhältnismäßigem Aufwand verbunden wäre, der über ei...
	(1)
	(4) Die Metadaten zu maschinenlesbaren Daten sind soweit möglich und sinnvoll über das nationale Metadatenportal GovData zur Verfügung zu stellen. Dies gilt nicht für Forschungsdaten im Sinne des § 3 Nr. 11.

	§ 8
	Dynamische Daten
	(1) Dynamische Daten, die in den Anwendungsbereich dieses Gesetzes fallen, sind unmittelbar nach der Erfassung in Echtzeit mithilfe geeigneter Anwendungsprogrammierschnittstellen und, falls technisch erforderlich, als Massen-Download nutzbar zu machen...
	(1)
	(2) Soweit die Anforderungen nach Absatz 1 die finanzielle und technische Leistungsfähigkeit der öffentlichen Stelle oder des öffentlichen Unternehmens übersteigen und somit zu einem unverhältnismäßigen Aufwand führen, sind dynamische Daten vorübergeh...

	§ 9
	Hochwertige Datensätze
	Öffentliche Stellen und öffentliche Unternehmen müssen hochwertige Datensätze, die in den Anwendungsbereich dieses Gesetzes fallen, in maschinenlesbarem Format über geeignete Anwendungsprogrammierschnittstellen und, falls technisch erforderlich, als M...

	§ 10
	Grundsatz der Unentgeltlichkeit
	(1) Die Nutzung von Daten, die in den Anwendungsbereich dieses Gesetzes fallen, ist unentgeltlich. Es ist jedoch zulässig, die Erstattung von verursachten Grenzkosten für
	1. die Reproduktion, Bereitstellung und Verbreitung von Daten,
	2. für die Anonymisierung personenbezogener Daten und
	3. Maßnahmen zum Schutz vertraulicher Geschäftsinformationen zu verlangen.

	(2) Ausnahmsweise findet Absatz 1 Satz 1 keine Anwendung auf:
	1. öffentliche Stellen, die ausreichende Einnahmen erzielen müssen, um einen wesentlichen Teil ihrer Kosten im Zusammenhang mit der Erfüllung ihrer öffentlichen Aufträge zu decken. Die öffentliche Stelle meldet dies der Bundesnetzagentur, die eine Lis...
	2. Bibliotheken, einschließlich Hochschulbibliotheken, Museen und Archive;
	3. öffentliche Unternehmen.

	(3) Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 gelten nicht für hochwertige Datensätze sowie Forschungsdaten.
	(4) Für öffentliche Stellen, die Einnahmen erzielen müssen, um einen wesentlichen Teil ihrer Kosten bei der Wahrnehmung ihres öffentlichen Auftrags zu decken, und bei denen sich die unentgeltliche Bereitstellung hochwertiger Datensätze wesentlich auf ...

	§ 11
	Bemessung der Entgelthöhe
	(1) In den in § 10 Absatz 2 genannten Fällen berechnen die betreffenden öffentlichen Stellen und öffentlichen Unternehmen die Entgelte nach von ihnen festzulegenden objektiven, transparenten und nachprüfbaren Kriterien. Die Entgelte aus der Bereitstel...
	(2) Die Entgelte werden nach Maßgabe der geltenden Buchführungsgrundsätze berechnet.

	§ 12
	Transparenz
	(1) Wurden für die Nutzung von Daten, die in den Anwendungsbereich dieses Gesetzes fallen, Entgelte festgelegt, die für die Allgemeinheit gelten (Standardentgelte), sind die entsprechenden Bedingungen und ist die tatsächliche Höhe dieser Entgelte eins...
	(2) Wurden für die Nutzung keine Standardentgelte festgelegt, sind die Faktoren, die bei der Berechnung berücksichtigt werden, anzugeben.
	(3) Auf Anfrage wird auch die Berechnungsweise dieser Entgelte in Bezug auf einen spezifischen Antrag auf Nutzung angegeben.

	§ 13
	Rechtsweg
	Für Streitigkeiten nach diesem Gesetz ist der Verwaltungsrechtsweg  gegeben.


	Artikel 3
	Inkrafttreten, Außerkrafttreten
	Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt das Informationsweiterverwendungsgesetz vom 13. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2913), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Juli 2015 (BGBl. I S. 1162) geändert worden ist, außer...


	Begründung
	A. Allgemeiner Teil
	I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen
	II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs
	III. Alternativen
	IV. Gesetzgebungskompetenz
	V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen
	VI. Gesetzesfolgen
	1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung
	2. Nachhaltigkeitsaspekte
	3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand
	4. Erfüllungsaufwand

	a. Erfüllungsaufwand der Bürgerinnen und Bürger
	b. Erfüllungsaufwand der Wirtschaft
	c. Erfüllungsaufwand der Verwaltung
	Vorgabe 1: Zurverfügungstellen elektronisch gespeicherter unbearbeiteter Daten; § 12a Absatz 1 EGovG
	5. Weitere Kosten
	6. Weitere Gesetzesfolgen

	VII. Befristung; Evaluierung

	B. Besonderer Teil
	Zu Artikel 1 (Änderung des Gesetzes zur Förderung der elektronischen Verwaltung (E-Government-Gesetz – EGovG))
	Zu Nummer 1
	Zu Nummer 2
	Zu Nummer 3
	Zu Buchstabe a
	Zu Buchstabe b
	Zu Buchstabe c
	Zu Buchstabe d
	Zu Doppelbuchstabe aa
	Zu Doppelbuchstabe bb
	Zu Doppelbuchstabe cc
	Zu Buchstabe e
	Zu Buchstabe f
	Zu Buchstabe g
	Zu Buchstabe h
	Zu Buchstabe i
	Zu Buchstabe j
	Zu Buchstabe k
	Zu Nummer 4
	Zu Buchstabe a
	Zu Buchstabe b
	Die Regelung dient der Berücksichtigung der Besonderheiten bei der erstmaligen Einbeziehung von Forschungsdaten.
	Zu Artikel 2 (Gesetz für die Nutzung von Daten des öffentlichen Sektors)
	Zu § 1 (Zweck des Gesetzes, Prinzip der offenen Daten)
	Zu Absatz 1
	Zu Absatz 2
	Zu § 2 (Anwendungsbereich)
	Zu Absatz 1
	Nummer 1
	Nummer 2
	Nummer 3
	Zu Absatz 2
	Zu Nummer 1
	Zu Nummer 2
	Zu Nummer 3
	Zu Nummer 4
	Zu Absatz 3
	Zu Nummer 1
	Zu Nummer 2
	Zu Nummer 3
	Zu Nummer 4 und Nummer 5
	Zu Nummer 6
	Zu Nummer 7
	Zu Absatz 4
	Zu Absatz 5
	Zu § 3 (Begriffsbestimmungen)
	Zu Nummer 1
	Zu Nummer 2
	Zu Nummer 3
	Zu Nummer 4
	Zu Nummer 5
	Zu Nummer 6
	Zu Nummer 7
	Zu Nummer 8
	Zu Nummer 9
	Zu Nummer 10
	Zu Nummer 11
	Zu Nummer 12
	Zu Nummer 13
	Zu § 4 (Grundsatz der uneingeschränkten Datennutzung; Zulässigkeit von Lizenzen)
	Zu Absatz 1
	Zu Absatz 2
	Zu Absatz 3
	Zu Absatz 4
	Zu § 5 (Diskriminierungsverbot)
	Zu § 6 (Ausschließlichkeitsvereinbarungen)
	Zu Absatz 1
	Zu Absatz 2
	Zu Absatz 3
	Zu Absatz 4
	Zu Absatz 5
	Zu § 7 (Verfügbare Formate, Metadaten)
	Zu Absatz 1
	Zu Absatz 2
	Zu Absatz 3
	Zu Absatz 4
	Zu § 8 (Dynamische Daten)
	Zu Absatz 1
	Zu Absatz 2
	Zu § 9 (Hochwertige Datensätze)
	Zu § 10 (Grundsatz der Unentgeltlichkeit)
	Zu Absatz 1
	Zu Absatz 2
	Zu Nummer 1
	Zu Nummer 2
	Zu Nummer 3
	Zu Absatz 3
	Zu Absatz 4
	Zu § 11 (Bemessung der Entgelthöhe)
	Zu Absatz 1
	Zu Absatz 2
	Zu § 12 (Transparenz)
	Zu § 13 (Rechtsweg)
	Zu Artikel 3 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten)



